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Das Klima ändert sich weltweit – 
und damit auch die Lebensbedin-
gungen der Menschen. Wenn es 
nicht gelingt, den globalen Klima-
wandel zu dämpfen, rechnen Ex-
perten mit weit reichenden Folgen 
für Umwelt, Gesellschaft und Wirt-
schaft. Deshalb verfolgt Deutsch-
land gemeinsam mit den Mitglied-
staaten der Europäischen Union 
(EU) das Ziel, den Anstieg der glo-
balen Durchschnittstemperatur 
zu begrenzen. Maximal zwei Grad 
Celsius gegenüber dem vorindus-
triellen Temperaturniveau halten 
Experten für akzeptabel, um die 
Folgen beherrschbar zu halten. 
Um das zu erreichen, muss welt-
weit der klimaschädliche Ausstoß 

von Treibhausgasen verringert 
werden, allen voran durch die 
Industrieländer.

Doch der Klimawandel hat be-
reits begonnen. Selbst wenn es ge-
lingt, das 2-Grad-Ziel zu erreichen, 
wird vieles nicht mehr sein wie 
vorher. Ökologische, soziale und 
wirtschaftliche Folgen sind bereits 
heute in vielen Regionen spürbar 
und werden voraussichtlich in 
den kommenden Jahren weiter 
zunehmen. 

DEM KLIMAWANDEL BEGEGNEN – DIE DEUTSChE ANPASSUNGSSTRATEGIE

Um die Schäden möglichst gering 
zu halten, müssen wir erstens den 
Klimaschutz weiter voranbring en. 
Zweitens müssen wir durch Anpas-

sung vorsorgen: Gesellschaft und 
Natur sollten durch bereits abseh-
bare Änderungen so wenig wie 
möglich beeinträchtigt werden. 
Wichtig ist deshalb, deren Ver-
wundbarkeit (siehe Glossar – Ver-
wundbarkeit) zu verringern und 
sie dabei zu unterstützen, sich 
flexibel auf die neue Lage einstel-
len zu können. Auch die Chancen, 
die sich für einige Bereiche durch 
den Klimawandel ergeben, dürfen 
nicht verspielt werden. So können 
zum Beispiel im Tourismus, der 
Landwirtschaft und der Umwelt-
technik neue Möglichkeiten ent-
stehen. Wer rechtzeitig und in an-
gemessener Weise handelt, etwa 
durch vorausschauendes Planen 
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und Bauen, verhindert nicht allein 
vermeidbare Schäden. Er bewahrt 
auch kommende Generationen da-
vor, einen ungleich größeren Auf-
wand treiben zu müssen, um das-
selbe Ergebnis zu erzielen. 

Bei alledem ist eindeutig: Anpas-
sungsmaßnahmen können Klima-
schutz nicht ersetzen. Steigen die 
Temperaturen im Treibhaus Erde, 
steigen auch die Kosten für An-
passungsmaßnahmen. Umgekehrt 
gilt aber auch: Gelangen weniger 
schädliche Klimagase in die Atmo-
sphäre, hilft das, die Anpassungs-
kosten gering zu halten. Insofern 
sind Klimaschutz und Anpas-
sung an den Klimawandel un-
trennbar miteinander verbun-
den: Sie sind zwei Seiten einer 
Medaille und bilden die beiden 
tragenden Säulen der deutschen 
Klimapolitik.

Während es beim Klimaschutz 
eine bezifferbare Zielgröße gibt – 
nämlich die Menge der Treib-
hausgas-Emissionen, die gemin-
dert werden muss –, ist das Ziel 
von Maßnahmen zur Anpassung 
weniger leicht fassbar: hier gilt es, 
die Verwundbarkeit natürlicher, 
gesellschaftlicher und ökonomi-
scher Systeme zu verringern. Au-
ßerdem soll deren Fähigkeit ge-
fördert werden, sich auf neue Ver-
hältnisse einzustellen. 

Das sind komplexe Anforderun-
gen, bei denen nicht nur eine 
Vielzahl von Akteuren und Ent-
scheidungsebenen eine Rolle spie-
len. Es gibt auch Wechselwirkun-
gen zwischen unterschiedlichen 
Sektoren wie etwa der Land- und 
der Wasserwirtschaft, so dass der 
Nutzen für einen Bereich zu uner-
wünschten Nebenwirkungen an-
derswo führen kann. Die Wech-
selwirkungen müssen daher nicht 
nur aufgedeckt, sondern auftre-
tende Vor- und Nachteile auch 

gegeneinander abgewogen wer-
den. häufig wird der Ursprungs-
plan dann umgeschrieben werden 
müssen. Aus diesem Grund ist es 
notwendig, dass alle Beteiligten 
wissen, was die anderen tun und 
welche Ziele sie verfolgen. Nur 
dann können Konflikte erkannt 
und ausgeräumt werden. Gerade 
weil das Problem so vielschichtig 
ist, ist es unbedingt notwendig, 
strukturiert vorzugehen und für 
Transparenz zu sorgen. 
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Die Bundesregierung 
weist den Weg

Einen solch strukturierten Pro-
zess will die Bundesregierung mit 
der Deutschen Anpassungsstrate-
gie (DAS) fördern. Mit ihrer Un-
terschrift unter die Klimarahmen-
konvention hatte sie sich 1992 
auch verpflichtet, einen nationa-
len Anpassungsplan zu entwickeln 
und fortlaufend zu aktualisieren. 

Die Bundesregierung versteht die 
Deutsche Anpassungsstrategie 
als Rahmen in einem mittelfristi-
gen Prozess, bei dem Bund, Län-
der, Kommunen und viele weitere 
gesellschaftliche Akteure zusam-
mentragen, wo und wie gehandelt 
werden muss, um spätere Schäden 
zu vermeiden. Darauf aufbauend 
sollen konkrete Maßnahmen ent-
wickelt und umgesetzt werden. 

Andere europäische Staaten ge-
hen ähnlich vor, und auch die EU-
Kommission hat für April 2009 ein 
Weißbuch zum Thema Anpassung 
angekündigt. Im Weißbuch sollen 
– aufbauend auf den Grundgedan-
ken des Grünbuchs der EU-Kom-
mission vom Juni 2007 – Aufga-
ben und handlungsmöglichkeiten 
auf der Ebene der Europäischen 
Union konkretisiert werden.

Auf dem Weg der Anpassungsstra-
tegie orientiert sich die Bundesre-
gierung an den folgenden Grund-
sätzen.

Die Bundesregierung 
im Dialog

Die Folgen des Klimawandels zu 
bewältigen ist eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe, entsprechend 
liegt die Verantwortung auf vie-
len Schultern. Die Deutsche An-
passungsstrategie soll den Pro-
zess strukturieren und aufzeigen, 
wo der Bund Schwerpunkte setzt. 
Auch die Bundesländer sind be-
reits in unterschiedlichen Berei-
chen aktiv, in einigen Ländern 
liegen schon handlungsleitlinien 
vor (siehe „Informationen im In-
ternet“, Seite 70/71). Die Bundesre-
gierung schlägt mit der Deutschen 
Anpassungsstrategie vor, wie der 
Dialog gestaltet werden kann. 

Weiterforschen und
bereits handeln

Wer planen und vorsorgen soll, 
braucht umfassende Informatio-
nen. Das gilt für Privatleute, Wis-
senschaftler/innen, Unternehmer/
innen, Verwaltungsmitarbeiter/
innen und Politiker/innen glei-
chermaßen. Damit sie Anpassungs-
maßnahmen an den Klimawandel 
entwickeln können, sind sie auf 
fundierte und fortlaufend aktuali-
sierte Forschungsergebnisse an-
gewiesen: Welche Änderungen 
kommen auf bestimmte Regionen 
zu, welche Gefahren drohen, und 
wie wahrscheinlich ist es, dass 

diese Gefahren eintreten? Erkennt-
nisse und Informationen müssen 
demzufolge verständlich aufbe-
reitet, gut zugänglich und gezielt 
abrufbar sein. Außerdem sollte 
klar sein, welche Gegenmaßnah-
men möglich sind und wer jeweils 
zuständig ist. 

Bei der Frage, wie sich das welt-
weite Klima ändern wird, stützt 
sich die Bundesregierung derzeit 
auf die Vorhersagen, die der Welt-
klimarat IPCC (Intergovernmental 
Panel on Climate Change) 2007 in 
seinem vierten Sachstandsbericht 
veröffentlicht hat. Wie es für ein-
zelne Regionen aussehen wird, ist 
dagegen noch weitaus weniger 
klar. Dennoch lassen sich inzwi-
schen auch hier Trends beschrei-
ben, weil unterschiedliche Model-
lierungen zu ähnlichen Ergebnis-
sen kommen. 

Der vorliegende Bericht zeigt in  
einer zusammenfassenden Be-
standsaufnahme, welche Konse-
quenzen für Mensch, Wirtschaft 
und Umwelt erwartet werden. Da-
bei wird deutlich, dass noch er-
heblicher Forschungsbedarf be-
steht. Doch auch wenn heute die 
Rechnung vielfach mit mehreren 
Unbekannten gemacht werden 
muss, ist Abwarten keine option. 
Um vorzusorgen, müssen Anpas-
sungsmaßnahmen jetzt angegan-
gen werden. Wichtig dabei ist, sie 
so flexibel anzulegen, dass sie bei 
einer großen Spannbreite von Kli-
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mafolgen funktionieren und an 
spätere Erkenntnisse und Erforder-
nisse angepasst werden können.

Maßschneidern – 
am besten vor Ort 

Für manche Branchen und Regio-
nen Deutschlands eröffnet der Kli-
mawandel neue Chancen, andere 
werden vor schwierige herausfor-
derungen gestellt. Entsprechend 
müssen auch die Anpassungsmaß-
nahmen ganz unterschiedlich aus-
fallen. oft wissen die Leute vor ort 
am besten, was genau für ihren 
Fall sinnvoll ist, während die Bun-
desebene hier vorwiegend unter-
stützend und flankierend wirken 
kann. Deshalb setzt die Bundesre-
gierung darauf, die Eigenverant-
wortung und die Anpassungskapa-
zitäten vor ort zu stärken. 

Mehrere Fliegen 
mit einer Klappe 

Anpassungsmaßnahmen sollten 
kosteneffizient sein und ihr Auf-
wand in vernünftigem Verhältnis 
zu den Risiken stehen, die sie absi-
chern. Außerdem sollten sie nicht 
isoliert entwickelt werden, son-
dern möglichst gleichzeitig noch 
weitere sinnvolle Ziele verfolgen. 
Denn was dem einen nützt, kann 
dem anderen schaden. Deshalb 
müssen alle Maßnahmen stets im 
Blick behalten, dass sie auch Aus-
wirkungen auf andere Lebens- und 
Wirtschaftsbereiche haben kön-
nen. Bestenfalls lässt sich bei recht-
zeitigem Austausch eine Lösung 
finden, die für alle gut oder zumin-
dest für niemanden schlecht ist. 

International Verant-
wortung übernehmen

In vielen Teilen der Welt wird 
sich der Klimawandel weit folgen-
schwerer auswirken als in Deutsch-
land. Gleichzeitig sind die Mög-
lichkeiten, sich zu wappnen – ins-
besondere für die Menschen in 
Entwicklungsländern – viel gerin-
ger als bei uns. Deshalb ist Anpas-
sung ein zunehmend wichtiger As-
pekt der bilateralen und interna-
tionalen Zusammenarbeit. Neben 
der weltweiten Reduzierung der 
Treibhausgas-Emissionen steht das 
Thema Anpassung bei den inter-
nationalen Klimaverhandlungen 
inzwischen ganz oben auf der Pri-
oritätenliste. 

Auch in der entwicklungs-, sicher-
heits- und umweltpolitischen Zu-
sammenarbeit spielt der Anpas-
sungsaspekt inzwischen eine zent-
rale Rolle. Wenn mehr Menschen 
aufgrund zunehmender Stürme 
und Überschwemmungen oder 
aufgrund von häufigeren Dürren 
dauerhaft ihre heimat verlassen, 

ist der Einfluss auf die Wande-
rungs- oder Migrationspolitik un-
mittelbar. Die Deutsche Anpas-
sungsstrategie setzt sich auch mit 
diesen Fragen auseinander. 

Nachhaltigkeit und An-
passung ergänzen sich

Die Deutsche Anpassungsstrategie 
ist Teil der Nachhaltigkeitspolitik 
der Bundesregierung und darin 
eingebettet. Anpassung und Nach-
haltigkeit ergänzen sich inhaltlich. 
Besonders offensichtlich ist dies 
beim Thema „Klima und Energie“  
– einem der vier Schwerpunkte 
im aktuellen Fortschrittsbericht 
der Bundesregierung zur Nationa-
len Nachhaltigkeitsstrategie. Doch 
auch für andere Politikfelder ist 
die Deutsche Anpassungsstrategie 
ein wichtiger Faktor. Dazu zählt 
der Erhalt der biologischen Viel-
falt oder die Förderung ländlicher 
Räume, um nur zwei Beispiele zu 
nennen. 
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2.1 Bereits verändert: 
das weltweite Klima

In den vergangenen 100 Jahren ist 
es auf der Erde wärmer geworden. 
Seit Anfang des 20. Jahrhunderts 
stieg die globale Jahresmitteltem-
peratur um 0,74 Grad Celsius (°C). 
Der Weltklimarat, der auch unter 
seiner englischen Abkürzung IPCC 
bekannt ist, führt das mit „sehr 
hoher Wahrscheinlichkeit“ – das 
heißt mit einer Wahrscheinlich-
keit von mehr als 90 Prozent – auf 

menschliche Einflüsse zurück. Vor 
allem seit 1950 zeigt die Trendkur-
ve steil nach oben. Auf der Nord-
halbkugel lagen die Durchschnitts-
temperaturen in der zweiten Jahr-
hunderthälfte sehr wahrscheinlich 
höher als während jedes anderen 
50-Jahr-Zeitraums in den vergan-
genen 500 Jahren. Wahrscheinlich 
überstiegen sie sogar die Werte 
der letzten 1300 Jahre oder sogar 
eines noch längeren Zeitraumes. 
(Quelle: Intergovernmental Panel 
on Climate Change, IPCC 2007, 
SPM WG I, S.10, dt. Fassung)
Gebirgsgletscher und Schnee- 

decken schrumpfen weltweit, der 
Meeresspiegel stieg im 20. Jahr-
hundert um durchschnittlich  
17 Zentimeter. 

Entwicklung der Durchschnittstemperaturen 1850 - 2005 (Abbildung 1) 
so entwickelten sich weltweit die Durchschnittstemperaturen von 1850 bis 2005 (blaue 
Linie). Der lineare Trend seit 1850 (schwarze Linie), seit 1900 (gelbe Linie) und seit 1950 
(rote Linie) wird immer steiler. Die Trendkurve (polynomische Anpassung der Zeitreihe) 
zeigt den dramatischen Anstieg seit ende der siebziger Jahre (schwarze Kurve).  
Datenquellen: www.metoffice.gov.uk/hadobs sowie Deutscher Wetterdienst (DWD)

Das erwartet der 
Weltklimarat 

Entlässt die Menschheit weiter un-
gebremst klimaschädliche Gase in 
die Atmosphäre, erwarten Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaft-
ler einen Temperaturanstieg bis 

DEM KLIMAWANDEL BEGEGNEN – die Deutsche Anpassungsstrategie

http://www.metoffice.gov.uk/hadobs
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zum Ende des Jahrhunderts um 
1,8 bis 4,0 Grad Celsius (°C) – eini-
ge Experten halten sogar 6,4 Grad 
Celsius für möglich.

Am wärmsten wird es vermutlich 
über dem Festland und in den 
Polarregionen. Das arktische Eis 

schmilzt weiter, und einige Model-
le gehen davon aus, dass es in der 
zweiten hälfte unseres Jahrhun-
derts während des Sommers fast 
ganz verschwindet. Unter ande-
rem dadurch könnte der Meeres-
spiegel steigen – bis zum Jahr 
2100 um 18 bis 59 Zentimeter.

Auch die Stärke und die Vertei-
lung der Niederschläge werden 
sich sehr wahrscheinlich ändern: 
Während es in höheren Breiten 
vermutlich feuchter wird, regnet 
es in den meisten subtropischen 
Landregionen weniger. Damit 
würde sich ein Trend fortsetzen, 
der bereits zu beobachten ist. 

Darüber hinaus berechnen die Kli-
mamodelle voraus, dass hitzewel-
len, lokale Starkniederschläge und 
Wirbelstürme häufiger und noch 
heftiger werden könnten. 
 

Erwärmung der Erdoberfläche – szenarien (Abbildung 2)
so stark erwärmt sich die erdoberfläche in den szenarien A2, A1B und B1 (siehe Glossar 
– sres-szenarien). Wären die Treibhausgas-emissionen auf dem Niveau des Jahres 2000 
eingefroren worden, wäre die orange Linie zu erwarten gewesen. Die grauen Balken rechts 
zeigen die wahrscheinliche Bandbreite des Temperaturanstiegs, wie sie die sechs sres-
szenarien prognostizieren (ipCC 2007). 
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2.2 Klimawandel 
in Deutschland 

Seit 1901 ist die Durchschnittstem-
peratur in Deutschland um knapp 
0,9 Grad Celsius (°C) gestiegen. 
Von 1990 bis 1999 registrierten 
die Meteorologen das wärmste 
Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts. 
Vor allem im Südwesten Deutsch-
lands zeigten die Thermometer 
höhere Werte – im Saarland wa-
ren es durchschnittlich 1,2 Grad 
Celsius mehr im Jahr. Dagegen 

wurde in Mecklenburg-Vorpom-
mern nur ein Plus von 0,4 Grad 
Celsius gemessen.

Zudem regnet es inzwischen mehr.  
Um etwa neun Prozent nahmen 
die Niederschläge seit Anfang des 
20. Jahrhunderts zu, haben die Me-
teorologinnen und Meteorologen 
festgestellt. Besonders feucht war es 
in den vergangenen 15 Jahren – mit 
nur vier Ausnahmen. 

Entwicklung der Durchschnittstemperaturen 1961 - 1990 in °C (Abbildung 3)
so entwickelte sich die Jahresdurchschnittstemperatur in Deutschland (blaue Kurve), der 
lineare Trend (orange Linie) und die Trendkurve (gestrichelte rote Linie). Der mittelwert 
der Jahre 1961 bis 1990 gilt als referenzwert, um Abweichungen zu berechnen (rosa Linie).
Quelle: DWD, 2007, www.dwd.de/presse

Während heutzutage die Regen-
tonnen im Frühjahr bis zum Juni 

wesentlich voller werden als frü-
her, ist es im Juli und August 
durchschnittlich trockener. Zwar 
registrierten die Forscherinnen 
und Forscher in den Wintermona-
ten ebenfalls mehr Niederschläge 
– doch das ist wegen der großen 
Unterschiede von Jahr zu Jahr sta-
tistisch noch nicht eindeutig. 
Bei alldem gibt es regional große 
Unterschiede. So nahm die Gesamt-
regenmenge vor allem in West-
deutschland in den letzten Jahren 
zu, während sie sich in ostdeutsch-
land kaum verändert hat. Aller-

http://www.dwd.de/presse
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dings regnet es dort im Winter 
mehr – und im Sommer weniger.

In Deutschlands 
Zukunft blicken

Und wie geht es weiter? Die glo-
balen Klimamodelle sind zu grob-
maschig, um daraus genaue regio-
nale Vorhersagen abzuleiten. Min-
destens 120 Kilometer breit ist die 
horizontale Gitterweite, manch-
mal betragen die Abstände sogar 
mehr als 200 Kilometer. Deshalb 

werden auch Verfahren zur Re-
gionalisierung eingesetzt. Einige 
übertragen beobachtete Klima- 
informationen von Klimastationen 
in die Zukunft, andere verfeinern 
die weltweiten Berechnungen 
mit hilfe von physikalisch-nume-
rischen Verfahren auf ein kleine-

res räumliches Gitter mit Abstän-
den von bisher minimal zehn Kilo-
metern. Für Deutschland werden 
heute  die vier regionalen Klima-
modelle REMo, CLM, WETTREG 
und STAR (siehe Glossar – Regio-
nales Klimamodell) genutzt.

Erwärmung der Erdoberfläche  in °C – szenarien (Abbildung 4)
so ändert sich nach Berechnungen der regionalmodelle remO und WeTTreG die Jahres-
mitteltemperatur in Deutschland in den szenarien A2, A1B und B1 (siehe Glossar – sres-
szenarien) – verglichen mit dem mittelwert aus den Jahren 1961 bis 1990. Das Globalmodell 
eCHAm 5 liefert die eingangsdaten.
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Welchen Temperaturanstieg die 
zwei regionalen Klimamodelle  
(REMo und WETTREG) für 
Deutschland erwarten, zeigt Ab-
bildung 4. Die Klimawissenschaft-
lerinnen und -wissenschaftler ha-
ben dabei jeweils mit den gleichen 
drei Emissionsszenarien des Welt-
klimarats gerechnet, so dass die 
Ergebnisse vergleichbar sind. Der 
Trend ist eindeutig: Es wird sehr 
wahrscheinlich insbesondere im 
Winter wärmer. Um wie viel Grad 
hängt vor allem davon ab, wie 
stark die Menschheit das Treib-
haus Erde weiter anheizt. Die Ex-
perten rechnen im Jahresdurch-
schnitt mit einem Plus von 0,5 bis 
1,5 Grad Celsius für den Zeitraum 
2021 und 2050. In den letzten 30 

Jahren des Jahrhunderts könnten  
es dann sogar 1,5 bis 3,5 Grad 
mehr sein als im Referenzzeitraum 
1961 bis 1990. 

Besonders deutlich könnte sich 
der Klimawandel bei den Nieder-
schlägen bemerkbar machen. Ver-
mutlich bleiben die Mengen zwar 
aufs Jahr gerechnet einigermaßen 
konstant. Doch im Sommer kann 
es künftig bis zu 40 Prozent weni-
ger regnen. Davon besonders stark 
betroffen könnte erneut der Süd-
westen sein. Der Winter könnte 
dagegen – je nach Modell – null 
bis 40 Prozent mehr Niederschlag 
bringen. Das Modell WETTREG 
geht sogar davon aus, dass in den 
Wintern zum Ende dieses Jahrhun-

derts in den Mittelgebirgsregio-
nen von Rheinland-Pfalz, hessen 
und im Nordosten Bayerns bis zu 
70 Prozent mehr Wasser vom him-
mel kommen könnte. 

Die Vergleichsstudien von WETT-
REG und REMo nehmen an, dass 
das Thermometer künftig an drei-
mal so vielen Tagen über 30 Grad 
zeigen könnte wie zwischen 1961 
und 1990 (siehe www.umwelt-
bundesamt.de/klimaschutz/index.
htm). Außerdem erwarten die Ex-
perten, dass Wolkenbrüche künf-
tig noch mehr Regen bringen 
könnten als heute. Bei Stürmen 
sind sie sich noch zu unsicher, um 
klare Aussagen zu treffen.

Vergleich der Modellrechnungen: Jahresmitteltemperatur (Abbildung 5)
so ändern sich laut den regionalen Klimamodellen remO, CLm, WeTTreG und sTAr die jähr-
lichen Durchschnittstemperaturen, wenn die menschheit so viele Klimagase ausstößt wie 
im szenario A1B. Die oberen Bilder zeigen die Berechnungen für die periode 2021 bis 2050, 
die Bilder unten für den Zeitraum 2071 bis 2100. Der Nullpunkt errechnet sich wieder aus 
dem referenzzeitraum 1961 bis 1990.

Datenquelle: remO: mpi-m i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / CLm: mpi-m/maD i.A. des BmBF, 2007 / WeTTreG:  
meteo research i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / sTAr: piK potsdam, 2007

Modellvergleich: Jahresmitteltemperatur
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http://www.umweltbundesamt.de/klimaschutz/index.htm
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Modellvergleich: Mittlere Niederschlagsmenge im sommer (Abbildung 6)
so könnten sich in den regionalen Klimamodellen remO, CLm, WeTTreG und sTAr die som-
merlichen (Abb. 6) und winterlichen (Abb. 7) Niederschlagsmengen ändern, wenn die 
menschheit so viele Klimagase in die Luft abgibt wie im szenario A1B. Die oberen Bilder 
zeigen die prognosen für die Zeit von 2021 bis 2050, die Bilder unten für den Zeitraum von 
2071 bis 2100. Als Nullpunkt gelten die mittelwerte der Jahre 1961 bis 1990.

Datenquelle: remO: mpi-m i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / CLm: mpi-m/maD i.A. des BmBF, 2007 / WeTTreG:  
meteo research i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / sTAr: piK potsdam, 2007

Modellvergleich: mittlere Niederschlagsmenge – sommer
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Modellvergleich: Mittlere Niederschlagsmenge im Winter (Abbildung 7)

Datenquelle: remO: mpi-m i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / CLm: mpi-m/maD i.A. des BmBF, 2007 / WeTTreG:  
meteo research i.A. des umweltbundesamtes, 2006 / sTAr: piK potsdam, 2007

Modellvergleich: mittlere Niederschlagsmenge – Winter
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2.3 mit unsicherheiten 
umgehen

„Prognosen sind schwierig, beson-
ders wenn sie die Zukunft betref-
fen“, soll schon der Schriftsteller 
Mark Twain gesagt haben. Wer 
über die Zukunft spricht, hat stets 
Unsicherheiten zu berücksichti-
gen. Bei den globalen und regi-
onalen Klimamodellen bedeutet 
das: Mehrere schwer abzuschät-
zende Faktoren könnten sich letzt-
endlich gegenseitig ausgleichen – 
oder auch aufaddieren. 

Wie viele Treibhausgase künftig 
in die Atmosphäre gelangen wer-
den, hängt von vielen Einflüssen 
ab und ist insofern nicht vorher-
sagbar. hier spielt hinein, wie sich 
Bevölkerung, Wirtschaft und Ener-
giepreise entwickeln, wie das Land 
genutzt wird und inwieweit sich 
Technologien für geringen Treib-
hausgas-Ausstoß durchsetzen kön-
nen. Auch ist derzeit nicht sicher 
zu bestimmen, wie klimawirksam 
verschiedene Treibhausgas-Emissi-
onen tatsächlich sind. 

Um mit diesen Unsicherheiten 
umzugehen und dabei handlungs-
fähig zu bleiben, wurden Emissi-
onsszenarien vereinbart, die der 
Weltklimarat definiert hat. Diese 
Szenarien beschreiben mögliche 
Entwicklungen der menschlichen 
Gesellschaft und unserer Umwelt. 
Sie bilden die Randbedingungen 
für die Klimamodellierung. Doch 
klar ist: Die Modelle können immer 
nur Annäherungen an die Wirk-
lichkeit sein, denn das echte Klima 
ist weitaus komplizierter. Sämtliche 
Faktoren des Systems „Klima“ abzu-
bilden ist unmöglich.

Je ferner man in die Zukunft blickt 
und je kleiner der regionale Aus-
schnitt ist, desto unsicherer wer-
den die Prognosen. Dagegen er-
höht sich die Wahrscheinlichkeit, 
die Wirklichkeit zu treffen, wenn 
mehrere Modelle übereinander ge-
legt werden können. In Deutsch-
land gibt es immerhin vier Regi-
onalmodelle, mit denen jeweils 
drei Emissionsszenarien durchge-
rechnet wurden. Weitere Berech-
nungen werden folgen. 

Wie geht die Bundes-
regierung vor? 

Die Bundesregierung wird bei 
ihren Planungen und Entschei-
dungen die Spannbreiten und Un- 
sicherheiten einkalkulieren und 
sich nicht auf einzelne Modell-
ergebnisse stützen. Eine Zusam-
menschau von verschiedenen Mo-
dellierungsergebnissen wird die 
Basis für Entscheidungen bieten. 
Der globale Wandel vollzieht sich 
durch gesellschaftliche Än-de-
rungen und den Klimawan-
del sehr rasch. Daher ist es künftig 
nicht mehr sinnvoll, von der Ver-
gangenheit auf die Zukunft zu 
schließen, wie es bisher ausreic h-
te. Wahrscheinliche und mögliche 
Entwicklungen müssen jetzt mit-
bedacht werden. Die Bundesre-
gierung wird Anpassung so anle-
gen, dass sie auch bei unterschied-
lichen Entwicklungen des Klimas 
mit hoher Wahrscheinlichkeit ihr 
Ziel erreicht. 
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So sollte künftig geplant werden – 
zum Beispiel in der Wasserwirtschaft

Zu bevorzugen sind Maßnahmen, 
die flexibel sind und bei denen 
nachgesteuert werden kann. so 
sollte der technische hochwasser-
schutz – zum beispiel durch Dei-
che – durch hochwasservorsorge 
ergänzt werden. Dazu gehört, in 
überschwemmungsgefährdeten 
bereichen hochwasserangepasst 
zu bauen, regenwasser zu versi-
ckern und hochwasser-Warnsys-
teme einzurichten.

außerdem sollte gefördert wer-
den, was extremereignisse wie 
hoch- und niedrigwasser abmil-
dert. Dies ist möglich, wenn alte 
flussarme wieder angeschlossen 
oder Deiche rückverlegt werden. 

schließlich sind synergien anzu-
streben – also zu nutzen, dass un-
terschiedliche faktoren zusam-
menwirken und eine Maßnahme 
in unterschiedlichen bereichen 
eine gewünschte Wirkung bringt. 
Dem Wasser mehr raum zu ge-
ben, indem flächen von bebauung 
oder Versiegelung freigehalten 
werden, fördert beispielsweise die 
Grundwasserneubildung. Zugleich 
trägt dies aber auch dazu bei, dass 
ein hochwasser nicht noch zusätz-
lich durch den direkten abfluss 
von versiegelten flächen genährt 
wird oder dass keine zusätzlichen 
Werte wie häuser oder unterneh-
men in Überschwemmungsgebie-
ten angesiedelt werden. 

Donau mit altem Flussarm
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Der Klimawandel zeigt sich 
in vielfältiger Form

˘  Manche Veränderungen durch den Klimawandel entwickeln 
sich stetig und sind daher überwiegend mittelfristig spürbar: Bäu-
me blühen zeitiger im Jahr, und Vögel brüten früher. In vielen Re-
gionen müssen die Menschen im Winter bereits weniger heizen. 

˘  Starkregen, Stürme und Sturmfl uten, extreme Hitze- und lange 
Trockenperioden werden voraussichtlich häufi ger und extremer 
auftreten als früher und können zu mehr Hoch- oder Niedrig-
wasser, Waldbränden und Hitzestress führen.

˘  Schließlich ist mit einer zunehmenden Klimavariabilität (sie-
he Glossar – Klimavariabilität) zu rechnen. Das bedeutet, dass die 
zeitlichen und räumlichen Schwankungen des Klimas zunehmen. 
Auch das kann kurzfristig enorme Schäden verursachen, wenn 
Dürren beispielsweise in so kurzen Abständen auftreten, dass sie 
Land- und Forstwirtschaft überfordern. 

Die Folgen des Klimawandels sind 
regional sehr unterschiedlich und 
können sich negativ, aber durch-
aus auch positiv auswirken. An-
haltende Trockenperioden bedro-
hen einerseits Ernten, andererseits 
gedeihen aufgrund neuer klimati-
scher Bedingungen jetzt auch Sor-
ten, für die es vorher zu nass oder 
zu kalt war. An der deutschen 
Nord- und Ostseeküste wird mit 
durchschnittlich höheren Tempe-
raturen gerechnet, und die Touris-
musbranche geht von einer länge-
ren Saison aus. Gleichzeitig ist die 
Wintersaison in den Alpen durch 
Schneemangel gefährdet, andere 
Arten des Tourismus geraten hier 
in den Blickpunkt. 

Wie sich Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt entwickeln, hängt 
allerdings nicht allein vom Kli-
mawandel ab, sondern ebenso 

von anderen langfristigen Verän-
derungen, zum Beispiel der Be-
völkerungsentwicklung oder der 
Siedlungsstruktur. Da sich solche 
Faktoren auch wechselseitig be-
einfl ussen, gilt es, dies in den ver-
schiedenen Politikbereichen un-

bedingt zu berücksichtigen. Die 
Auswirkungen des Klimawandels 
müssen gesamtheitlich betrachtet 
und Lösungen ebenso erarbeitet 
werden. Orientierungspunkt sollte 
dabei stets die Nachhaltigkeit sein, 
das heißt solche Lösungen zu fi n-
den, die gleichzeitig für Natur, Ge-
sellschaft und Wirtschaft zukunfts-
fähig sind. 

3.1 Auswirkungen auf 
Natur und Gesellschaft

Der Klimawandel kann vielfältige 
Auswirkungen haben. Bisher kön-
nen diese Folgen oft nur qualita-
tiv – also nicht mit messbaren Da-
ten – beschrieben oder aber durch 
Modellannahmen vorhergesagt 
werden. Um Veränderungen nach-
zuweisen, ist deshalb ein auf Dau-
er angelegtes Klimafolgen-Monito-
ring notwendig. Ob Anpassungs-
maßnahmen erfolgreich sind, lässt 
sich ebenfalls nur durch zuverläs-
sige Datenreihen kontrollieren. 
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Bundesländer haben ein Biomonitoring-
System entwickelt
Unter der Federführung von Schleswig-Holstein, Baden-Württem-
berg und Hessen haben die Bundesländer ein Klima-Biomonito-
ring-System entwickelt. Es soll zum einen helfen, dass Frühwarn-
signale wahrgenommen werden. Zum anderen können Verbän-
de oder andere Interessierte Datensammlungen und Auswertun-
gen nutzen, um damit anschließend weiterzuarbeiten. 

Das Konzept wurde im Jahr 2006 mit allen Bundesländern, dem 
Umweltbundesamt, dem Bundesamt für Naturschutz und dem 
Deutschen Wetterdienst abgestimmt. Die erprobten und abgesi-
cherten Beobachtungsmethoden sind eine solide und gut geeig-
nete Grundlage für die Praxis. In mehreren Bundesländern lau-
fen bereits konkrete Projekte. 

Unsere Gesundheit

Durch den Klimawandel können 
möglicherweise sowohl Infektio-
nen als auch nicht übertragbare 
Krankheiten wie Herz-Kreislauf-
Erkrankungen und Allergien zu-
nehmen. Darüber hinaus ist zu 
befürchten, dass mehr Menschen 
verletzt werden, wenn extreme 
Wetterereignisse – wie Stürme und 
Hochwasser – häufi ger  auftreten. 

Infektionen breiten 
sich aus

In einem milden Klima können 
sich nicht nur bereits vorhandene 
Krankheitserreger besser ausbrei-
ten. Auch bisher in Deutschland 
nicht heimische Erreger könnten 
sich hier neu ansiedeln. Bei stei-
genden Temperaturen verderben 
Lebensmittel außerdem schneller 
und führen so häufi ger zu Magen-
Darm-Infektionen – etwa durch 
Salmonellen. 

Bereits vorhandene Krankheitser-
reger, die sich möglicherweise in 
einem milderen Klima besser aus-
breiten, sind Hantaviren, die von 
Nagetieren, oft durch Rötelmäu-
se, übertragen werden. Eine An-
steckung beispielsweise über die 
Ausscheidungen der Tiere kann 
zu Fieber bis hin zu Nierenversa-
gen führen. Ein anderes Beispiel 
sind Borrelien oder Frühsommer-
Meningo-Enzephalitis-Viren (FSME-
Viren), deren Überträger Zecken 
sind. Diese fi nden bei wärmeren 
Jahrestemperaturen günstigere Le-
bensbedingungen vor. 

Wärmeres Klima kann auch dazu 
führen, dass sich zum Beispiel die 
„asiatische Tigermücke“ bei uns 
etabliert – sie überträgt unter an-
derem das Dengue-Fieber. Auch 
der durch Sandmücken übertrage-
ne Krankheitserreger der Leishma-
niose wurde bereits nachgewiesen.

Extremwetter und nicht 
übertragbare Krankheiten 

Starkniederschläge, Hochwasser, 
Stürme, Lawinen und Erdrutsche 
können Menschen verletzen oder 
sogar töten. Im Hitzesommer 2003 

starben allein in Deutschland rund 
7.000 Menschen an Herzinfarkt, 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Nie-
renversagen, Atemwegsproblemen 
und Stoffwechselstörungen als Fol-
ge der hitzebedingten Belastungen. 

An der Ostseeküste und in Binnen-
seen fördern milde Temperaturen, 
verknüpft mit Nährstoffanreiche-
rungen, die Blüte giftiger Blaual-
gen. Durch den Kontakt mit den 
Blaualgen können nicht nur Haut-, 
Magen- und Darmirritationen, 
sondern unter Umständen sogar 
schwere Gesundheitsschäden an 
der Leber auftreten. 
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Weiterhin möglich wäre als Folge 
des Klimawandels ein weiterer An-
stieg allergischer Erkrankungen, 
insbesondere aufgrund einer ver-
änderten Verteilung von Pollen. 
Das Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz hat 2007 einen Akti-
onsplan gegen Allergien gestartet, 
um den Alltag von Allergikerinnen 
und Allergikern zu erleichtern. 
hier ist allen voran das vom Julius- 
Kühn-Institut (JKI) koordinierte 
Programm Ambrosia zu nennen 
(siehe www.jki.bund.de/ambrosia).

Es ist auch mit einem verstärkten 
Auftreten von Atembeschwerden 
zu rechnen, die durch bodenna-
hes ozon während sommerlicher 
hochdruck-Wetterlagen begüns-
tigt werden. Darüber hinaus könn-
te sich das Risiko für hautkrebs 

aufgrund einer verstärkten Son-
neneinstrahlung erhöhen. Nicht 
zuletzt beeinträchtigen auch ne-
gative Veränderungen von Erho-
lungsräumen und des Stadtklimas 
das Wohlbefinden. Inwieweit aller-
dings die Erwärmung der Atmo-
sphäre tatsächlich einen Einfluss 
auf nicht übertragbare Krankhei-
ten in Deutschland hat oder in Zu-
kunft haben wird, ist zum jetzigen 
Zeitpunkt noch unbekannt. 

 

Vorsorgeuntersuchung gegen Hautkrebs

Vorsorge braucht 
Information

Um Gefahren durch eingeschlepp-
te Krankheitserreger in den Griff 
zu bekommen, müssen Fachbehör-
den und Forschungsinstitutionen 
zusammenarbeiten und gemein-
sam vorsorgen. Dabei sind nicht 

nur die bestehenden Überwa-
chungssysteme anzupassen, son-
dern es geht auch darum zu ver-
stehen, wie sich klimasensitive 
Krankheitserreger oder deren 
Überträger bei uns verhalten und 
ausbreiten. Darauf aufbauend 
müssen die Expertinnen und Ex-
perten überlegen, wie sie solche 
Infektionen besser erkennen kön-
nen, wie sie infizierte Menschen 
am besten behandeln und ob sich 
möglicherweise Impfstoffe entwi-
ckeln lassen.

Bei den nicht übertragbaren Krank-
heiten ist zu beachten, dass sie in 
der Regel nicht allein den Folgen 
des Klimawandels zugeschrieben 
werden dürfen. Auch der persön-
liche Lebensstil und das eigene 
Gesundheitsverhalten wie Ernäh-
rungs- und Bewegungsgewohnhei-
ten, Tabak- und Alkoholkonsum 
oder die Lärmbelastung im Wohn-
gebiet beeinflussen die individuel-
le Gesundheit. Um die negativen 
Auswirkungen des Klimawandels 
auf die menschliche Gesundheit 
abschätzen und wirksame Maß-
nahmen ergreifen zu können, gilt 
es daher, gezielt Daten zu erheben 
und diese auszuwerten sowie die 
wichtigen Ergebnisse an Fachleu-
te und die Öffentlichkeit zu ver-
mitteln. 

Bund und Länder sollten darüber 
hinaus sowohl die Bevölkerung 
allgemein sowie einzelne Risiko-
gruppen – wie Kinder und Ältere 
– als auch Multiplikatoren wie das 
medizinische Personal, Pflegekräf-
te und die Beschäftigten im Kata-
strophenschutz über grundsätz-

http://www.jki.bund.de/ambrosia
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liche Vorsorgemöglichkeiten ge-
genüber Folgen des Klimawandels 
informieren. Zum Beispiel sollte 
verstärkt darüber aufgeklärt wer-
den, wie hitzeschäden am besten 
zu vermeiden sind. Das Robert-
Koch-Institut beschäftigt sich im 
Auftrag des Bundes mit diesen Fra-
gen. Darüber hinaus werden die 
Auswirkungen des Klimawandels 
im Aktionsprogramm Umwelt und 
Gesundheit (APUG) aufgegriffen. 
Dieses Aktionsprogramm wird von 
den drei Bundesministerien getra-
gen, die für Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz zuständig 
sind (www.apug.de). Insbesondere 
die Information der Öffentlichkeit 
und eine verbesserte Zusammen-
arbeit der zuständigen Stellen sind 
zentrale Zielsetzungen des Pro-
gramms. 

Gut funktionierende Frühwarn-
systeme mindern die Risiken, dass 

Menschen zu Schaden kommen. 
Der Deutsche Wetterdienst (DWD) 
informiert die Länder und bei Be-
darf auch die Landkreise über be-
vorstehende hitzeperioden oder 
drohenden Starkregen. Damit die 
Nachrichten rechtzeitig in Kran-
kenhäusern, Kindertagesstätten und 
beim Katastrophenschutz ankom-
men, muss der Informationsfluss 
noch weiter verbessert werden. 

Gesundheit braucht 
eine gute Umgebung 

Architektur sowie Stadt- und Land-
schaftsplanung haben einen gro-
ßen Einfluss darauf, ob sich die 
Wärme – vor allem in bebauten 
Gebieten – staut. Um hitzestress 
zu verhindern, sollten insbesonde-
re in Ballungszentren offene, un-
verbaute Frischluftkorridore exis-
tieren. Auch Grünanlagen wirken 

wie „Kälteinseln“. Deshalb sollten 
Kommunen darauf verzichten, Frei-
flächen durch neue Straßen, Park-
plätze und häuser zu versiegeln.
 
Darüber hinaus müssen insbeson-
dere Krankenhäuser sowie Pflege- 
und Seniorenheime dafür sorgen, 
dass ihre Gebäude ausreichend 
gegen Kälte und hitze gedämmt 
sind und sie über klimafreund-
liche – also möglichst passive – 
Kühlmöglichkeiten verfügen. 

http://www.apug.de
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Niedrigenergiehaus in Nordrhein-Westfalen

Bauwesen 

Lang anhaltende hitzewellen, Wol-
kenbrüche und schwere Stürme 
– all das kann häuser, Brücken, 
Straßen und Abwasserkanäle un-
mittelbar gefährden. Was dagegen 
häufiger auftretende feuchte Win-
ter und mehr Sonneneinstrahlung 
im Sommer für Bauten bedeuten, 
lässt sich zurzeit noch nicht ab-
schätzen. Außerdem wird künf-
tig eine stärkere Rolle spielen, wie 
belastbar und flexibel bestimmte 
Baustoffe zum Beispiel gegenüber 
hitze reagieren. Darauf muss nicht 
nur bei Neubauten geachtet wer-
den. Auch der Bestand ist kritisch 
unter die Lupe zu nehmen.

100 Jahre weiter denken

Bauplanung, -technik und -ausfüh-
rung haben in Deutschland hohe 
Standards. Dabei gibt es für unter-
schiedliche Regionen und Stand-
orte unterschiedliche Vorgaben – 
je nachdem, wie stark das Klima 
bestimmte Konstruktionen bean-
sprucht. Sollte sich hier etwas än-
dern, können die jeweiligen Be-
stimmungen zügig angepasst wer-
den. Ungeachtet dessen wird bei 
DIN-Normen ohnehin alle fünf 
Jahre geprüft, ob sie überarbeitet 
werden müssen. 

Allerdings orientieren sich auch 
die Normen im Bauwesen derzeit 

an beobachteten Daten aus der 
Vergangenheit. Prognosen über 
künftige Entwicklungen werden 
bisher nicht berücksichtigt. Weil 
Gebäude und Einrichtungen der 
Infrastruktur aber oft mehr als 
hundert Jahre genutzt werden, 
sollten Bund und Länder die Nor-
men in hinblick auf den Klima-
wandel anpassen.

Darüber hinaus sollten die mög-
lichen Folgen des Klimawandels 
auch berücksichtigt werden, wenn 
man neu plant oder technische 
Geräte für ein Gebäude einkauft. 
Während voraussichtlich im Win-
ter auch künftig – wenn auch in 
geringerem Maße als bisher – ge-
heizt werden muss, sind wahr-
scheinlich im Sommer vor allem 
Dachgeschosswohnungen vor 
Überhitzung zu schützen. Däm-
mung und Verschattungselemen-
te sollten vorgesehen werden. Zu-
sammen mit einer optimalen Ge-
bäudeausrichtung können sie die 
Temperaturen auch bei starker 
hitze in erträglichem Rahmen 
halten, so dass auf energieinten-
sive Klimaanlagen verzichtet wer-
den kann. Zukunftsweisend sind 
auch kontrollierte Lüftungssyste-
me, wie es sie in Passivhäusern 
heute schon gibt. 

schwimmendes Haus
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Deichbau an der Elbe

Folgen für den Wasserhaushalt 
˘  Häufi gere und heftigere Starkniederschläge werden erwar-
tet. Das Hochwasserrisiko steigt damit voraussichtlich. Und wenn 
es künftig weniger schneit, fl ießen die winterlichen Niederschläge 
rascher ab. Auch Sturmfl uten könnten zunehmen. 

˘  Aufgrund der prognostizierten zunehmenden, meist sommer-
lichen Trockenheiten könnten Flüsse und Bäche häufi ger wenig 
Wasser führen. Frühere Schneeschmelzen in den Alpen verrin-
gern in Rhein und Donau den Ausgleich der Niedrigwasserzeiten 
während der Sommermonate. Neben ökologischen Schäden sind 
auch Probleme für die Kühlwasserversorgung und die Schifffahrt 
zu erwarten. 

˘  Die Wasserqualität von Grund- und Oberfl ächenwasser ist be-
droht. Starkregen und Hochwasser können Pestizide, Dünger, In-
dustriechemikalien und Krankheitserreger aus Kanalisationen in 
Gewässer schwemmen.  

˘  Wenn sich die Flüsse und Seen erwärmen, sinkt ihr Sauerstoff-
gehalt. Für darin lebende Tiere und Pfl anzen bedeutet dies Stress 
– zusätzlich zum ohnehin schon niedrigen Wasserstand. Außer-
dem lösen sich bei höheren Temperaturen leichter Schadstoffe, 
die vorher an Sedimente gebunden waren. 

˘  Es ist nicht auszuschließen, dass es zeitlich und regional be-
grenzt zu Engpässen bei der Trinkwasserversorgung kommt. 
Auch ein höherer Aufwand bei der Aufbereitung ist einzukalkulieren.

Wasserhaushalt,  
Küsten- und   
Meeresschutz

Der Wasserhaushalt in Deutsch-
land könnte künftig auf vielfälti-
ge Weise vom Klimawandel be-
troffen sein: Es ist mittelfristig mit 
Veränderungen bei den Wasser-
mengen und der Gewässergüte zu 
rechnen. Veränderte Regen- und 
Schneemengen übers Jahr führen 
zu veränderten Grundwasserstän-
den und veränderten Abfl ussmen-
gen. Ändert sich der Wasserstand 
in den Flüssen und Bächen, beein-
fl usst das außerdem die Wasser-
qualität – was wiederum wegen 
der Fische und anderer Lebewe-
sen wie auch hinsichtlich der Auf-
bereitung von Trinkwasser zu be-
achten ist. Hinzu kommt ein wahr-
scheinlich steigendes Risiko durch 
Extremereignisse wie Hochwas-
ser, Sturmfl uten oder Dürren. Und 
schließlich könnten sich dadurch 
die bereits bestehenden regiona-
len Unterschiede, wie viel Wasser 
zur Verfügung steht, verstärken. 

Das Zusammenspiel der Gewässer-
nutzungen ist komplex. Folglich 
sind auch die Erfordernisse viel-
fältig, wie sich Wasserwirtschaft, 
Hochwasser- und Küstenschutz an 
den Klimawandel anpassen müs-
sen. Für den Vollzug zuständig 
sind für alle diese Bereiche die 
Bundesländer.
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Flussgebiete 
bewirtschaften

Die europäische Wasserrahmen-
richtlinie hat zum Ziel, den guten 
Zustand aller Gewässer zu errei-
chen. Dazu ist eine integrierte Be-
wirtschaftung von Flussgebieten 
festgelegt, die sowohl den Schutz 
als auch die Nutzungen der Ge-
wässer einbezieht – auch über 
Staatsgrenzen hinweg. ob die be-
reits bestehenden Monitoring-Pro-
gramme der Wasserrahmenrichtli-
nie ausreichen, die Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Gewäs-
ser zu erfassen, muss noch geprüft 
werden. Die ebenfalls europäische 
hochwasserrisiko-Managementricht-
linie hat zum Ziel, die Risiken, die 
durch Überflutungen und hochwas-
ser entstehen können, zu verringern 
und Schäden zu mindern. 

Wer in den Flussgebieten über 
Bewirtschaftungspläne, hochwas-
sermanagementpläne und ent-

sprechende Maßnahmenprogram-
me zu entscheiden hat, sollte auf-
grund der bestehenden Unsicher-
heiten diejenigen Alternativen 
wählen, die bei unterschiedlichen 
Klimafolgen gut und sicher funk-
tionieren und die die natürliche 
Anpassungsfähigkeit der Gewäs-
ser erhalten oder stärken. Dazu 
gehört zum Beispiel, Auen zu re-
naturieren oder Rückhalteflächen 
für hochwasser auszuweisen. Ein 
wichtiger Schritt in Richtung An-
passung soll mit dem neuen Was-
serhaushaltsgesetz gemacht wer-
den. In dem Gesetz soll festgelegt 
werden, dass eine Mindestwasser-
führung in Flüssen und Bächen 
gewährleistet werden muss. Das 
könnte auch dazu führen, dass die 
Entnahme von Wasser zeitweise 
eingeschränkt wäre. 

Der Bund unterstützt Forschungs-
vorhaben, um die Wasserrahmen-
richtlinie und die hochwasser- 
risiko-Managementrichtlinie mög-

lichst gut umzusetzen. Ferner ko-
ordiniert der Bund die deutsche 
Position in den internationalen 
Flussgebieten, an denen Deutsch-
land Flächenanteile besitzt – Do-
nau, Rhein, oder, Ems, Elbe, Maas 
und Mosel. Der Bund unterstützt 
zudem die Länder durch die Ge-
meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes“ (GAK), damit 
sie Maßnahmen im Binnenland 
und an der Küste umsetzen kön-
nen. Darüber hinaus fördert der 
Bund Küstenschutzmaßnahmen, 
die durch den Klimawandel not-
wendig werden, im Zeitraum von 
2009 bis 2025 mit zusätzlichen 
380 Millionen Euro. 

Infrastruktur anpassen

Wie angemessene Kanalsysteme, 
Wasserspeicher und Anlagen zur 
Trinkwasseraufbereitung künftig 
aussehen, hängt von vielen Fakto-
ren ab. Neben dem Klimawandel 
ist auch zu beachten, wie sich die 
Bevölkerung entwickelt oder wie 
künftig die Landflächen genutzt 
werden. Ziel muss es sein, zu ver-
meiden, dass in Trockenzeiten 
Versorgungsengpässe auftreten, 
das Wasser verkeimt oder Misch-
kanalisationen, die häusliche Ab-
wässer und Abfluss von versiegel-
ten Flächen abführen, bei Starkre-
gen überlaufen. Um das zu verhin-
dern, sieht der Entwurf des neu-
en Wasserhaushaltsgesetzes vor, 
dass Niederschlagswasser künftig 
ortsnah versickert, verrieselt oder 
über eine Kanalisation ohne Ver-
mischung mit Schmutzwasser in 
ein Gewässer eingeleitet wird. 
Talsperren und Rückhaltebecken 
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speichern nicht nur Trinkwasser, 
sondern erzeugen oft auch Strom. 
Außerdem lassen sich mit ihnen 
die Wasserstände talabwärts regu-
lieren, so dass Niedrig- und hoch-
wassersituationen ausgeglichen 
werden können. Damit auch in 
Zeiten des Klimawandels all das 
möglich bleibt, müssen Talsperren 
entsprechend zeitlicher und räum-
licher Anforderungen betrieben 
werden. 

Küstenschutz auf der insel sylt

Wasser effizient nutzen 

Insgesamt wird es in Deutschland 
auch künftig genug Wasser geben. 
Allerdings kann es in manchen Ge-
genden vorkommen, dass es eine 
Weile lang zu wenig Grundwasser 
oder oberflächenwasser gibt, um 
gleichzeitig alle Nutzer zufrieden 
zu stellen. In diesen Fällen kann es 
sinnvoll sein, die Nachfrage bes-
ser zu koordinieren. Grundsätzlich 
sollten Unternehmen und Kraft-
werke für ihre Produktion oder die 
Kühlung prüfen, ob Techniken ver-
wendet können, die Wasser effizi-
ent verwenden, oder ob beispiels-
weise Regenwasser für Produkti-
onsabschnitte in der Industrie ge-
nutzt werden kann. Auch in der 
Landwirtschaft existieren längst 
Methoden für eine verlustarme Be-
wässerung. Außerdem kann gerei-
nigtes und mikrobiologisch ein-
wandfreies Abwasser auf Felder ge-
bracht werden.

Vorsorge gegen Hoch-
wasser unterstützen

Starkregen lässt sich weder verhin-
dern noch lässt sich die genaue 
Zeit oder der exakte ort vorhersa-
gen, wann und wo der Starkregen 
niederprasselt. oft bleibt ein Stra-
ßenzug weiter entfernt vollkom-
men trocken. Deshalb ist es wich-
tig, im Vorfeld zu klären, wie sich 
die Leute im Fall von kurzfristi-
gen Überschwemmungen am bes-
ten verhalten und wie sie vorsor-

gen können. Die Bundesregierung 
kann die unterschiedlichen Akteu-
re und die Bevölkerung allgemein 
informieren. Im besten Fall aber 
stellen die Gemeinden und Städte 
vor ort fest, wo es konkrete Gefah-
renstellen gibt. Und sie informie-
ren Bürgerinnen, Bürger und Be-
triebe darüber, was sie beitragen 
können, um diese Gefahren vor-
sorglich zu entschärfen, und was 
sie bei Starkregen am besten tun 
sollten. Darüber hinaus können 
Satzungen vorschreiben, Rückstau-
klappen für Gebäudeanschlüsse 
einzubauen. Auch kann es erfor-
derlich sein, die Kanalisation um-
zubauen, um Überflutungen zu 
verhindern.

Meere weltweit schützen 

Das Treibhausgas Kohlendioxid in 
der Atmosphäre ist ein Grund da-
für, dass die Meere wärmer wer-
den, versauern und der Meeres-
spiegel ansteigt. hierdurch wer-
den Ökosysteme verändert und 
viele Arten beeinträchtigt. Alle 
Maßnahmen, die den Treibhaus-
gasausstoß reduzieren, dienen da-
mit auch dem Meeresschutz. Sie 
sind auch deshalb besonders not-
wendig, weil die Meeres-Ökosyste-
me insbesondere durch Fischerei 
und Stoffeinträge ohnehin schon 
stark belastet sind. 

Auch hier greifen europäische und 
nationale Aktivitäten ineinander: 
Im Juli 2008 trat die europäische 
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie 
in Kraft. Deutschland hat im okto-
ber 2008 die Europäische Meeres-
schutzstrategie durch eine Natio-
nale Strategie für die nachhaltige 
Nutzung und den Schutz der Mee-
re konkretisiert. Zentrales Anlie-
gen dabei ist, alle Politikbereiche 
einzubeziehen, die in irgendeiner 
Form die biologische Vielfalt im 
Meer beeinträchtigen. 

Darüber hinaus arbeitet Deutsch-
land im Rahmen der internationa-
len Zusammenarbeit zum Schutz 
von Nordostatlantik (oSPAR) und 
ostsee (hELCoM) seit Jahren da-
ran, dem Klimawandel in der Mee-
resschutzpolitik Rechnung zu tra-
gen. Die Bundesregierung drängt 
darauf, gut geführte und ausrei-
chend große Schutzgebiete einzu-
richten. Weil Tiere und Pflanzen 
dort vor beeinträchtigenden Akti-
vitäten geschützt werden, können 
sie dort besser überleben, obwohl 
die Auswirkungen des Klimawan-
dels hier ansonsten genauso hoch 
sind. Bund und Länder haben im 
Rahmen von hELCoM und oSPAR 
bereits mehrere Regionen be-
nannt, die zum Netzwerk gut ge-
führter Meeresschutzgebiete ge-
hören werden, so wie es auf dem 
Weltnachhaltigkeitsgipfel in Jo-
hannesburg 2002 beschlossen wur-
de. Bis 2010 sollen diese Rückzugs-
gebiete eingerichtet sein.
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Den Boden beobachten

Wer Veränderungen des Bodens feststellen will, muss regelmäßig 
messen. Jahrzehntelange Datenreihen sind notwendig, um Klima-
folgen zu dokumentieren. Auch für die Erfolgskontrolle braucht 
man ein solches Monitoring. 

Die Qualität von Böden wird schon seit längerem ermittelt – etwa 
durch die „Bodenzustandserhebung Wald“ (BZE II) oder die Bo-
denschätzung. Deren Untersuchungsergebnisse liefern eine wich-
tige Informationsgrundlage, wenn es zu erforschen gilt, wie sich 
ein bestimmtes Klima auf den Boden auswirkt und welche Anpas-
sungsmaßnahmen sinnvoll sind. Allerdings sind die unterschiedli-
chen Monitoring-Systeme bisher noch wenig vernetzt und die Da-
ten nicht immer vergleichbar. Bund und Länder sollten gemein-
sam dafür sorgen, dass sich das ändert.

Darüber gilt es gezielt weiterzuforschen. Um regional passgenaue 
Lösungen zu ermöglichen, muss die Wissenschaft prozessorien-
tierte Modelle entwickeln, die aufdecken, wie das Zusammenspiel 
von Klimaveränderungen, Landnutzung und Boden aussieht (sie-
he unter „Das Land nachhaltig nutzen“, Seite 54).

Boden

Wie sich Böden entwickeln und 
was dort wächst, hängt sehr stark 
vom Klima ab. Mit dem Klimawan-
del können Starkregen zunehmen, 
die Temperatur steigt an. Und fe-
gen starke Stürme übers Land, be-
einfl usst das nicht nur den Nähr-
stoff- und Wasserkreislauf, son-
dern auch die Millionen von Mik-
roorganismen, die sich in jedem 
streichholzschachtelgroßen Stück 
Erde befi nden – und damit Hu-
musbildung, Kohlenstoffbindung 
und Erosion. Wird das Land und 
der Boden standortangepasst ge-
nutzt, kann das negative Effekte 
durch den Klimawandel begren-
zen. Das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung hat daher 
einen neuen Förderschwerpunkt 
„Nachhaltiges Landmanagement“ 
eingerichtet.

Land-, Forst- und Wasserwirtschaft, 
Naturschutz und Raumplanung 
beeinfl ussen stark, wie der Boden 
genutzt wird und wie er dadurch 
beschaffen ist. Um angemessene 
Anpassungsmaßnahmen an den 
Klimawandel zu entwickeln, wer-
den geeignete Daten benötigt. 

Damit sich verschiedene Nutzer 
nicht in die Quere kommen, disku-
tieren Bund und Länder Schutzzie-
le und Anpassungsstrategien und 
schließen sowohl Vertreterinnen 
und Vertreter der Land-, Forst- und 
Wasserwirtschaft als auch des Na-
turschutzes sowie der Atmosphä-
ren- und Klimaforschung in ihre 
Arbeiten ein. So sollen bestmögli-
che Lösungen, die alle Belange an-
gemessen berücksichtigen, entwi-
ckelt werden.
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Biologische Vielfalt 

Der Klimawandel hat die biologi-
sche Vielfalt (siehe Glossar – Biolo-
gische Vielfalt) oder Biodiversität 
in den letzten Jahren bereits verän-
dert: Sardinen leben in der Nord-
see, Vogel- und Fischschwärme 
verschieben ihre Reisezeiten und 
-ziele. Manche Arten breiten sich 
aus, andere werden seltener oder 
verschwinden – was wieder Folgen 
hat für andere. Kurzum: Die vielfäl-
tigen Abhängigkeiten in Ökosyste-
men wandeln sich. 

Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler schätzen, dass in den 
nächsten Jahrzehnten durch Kli-
maänderungen bis zu 30 Prozent 
der derzeit in Deutschland leben-
den Tier- und Pflanzenarten aus-
sterben. Gleichzeitig werden sich 
natürlich zuwandernde oder von 

Menschen eingeschleppte Arten 
ausbreiten. 

Negative Folgen sind besonders 
für viele Pflanzen und Tiere der 
Gebirgs- und Küstenregionen zu 
erwarten: Wer bereits oben lebt, 
kann nicht in noch höhere Lagen 
ausweichen. Dauerhafte Überflu-
tung und Erosion gefährden das 
Wattenmeer. Und auch für Arten, 
die sich auf Feuchtgebiete oder 
kleinräumige Sonderstandorte spe-
zialisiert haben oder über eine ge-
ringe Anpassungsfähigkeit verfü-
gen, sieht es schlecht aus. 

Neben den unmittelbaren Effek-
ten des Klimawandels wird sich 
auch die Landnutzung verändern 
– und das wirkt sich wiederum 
stark auf Lebensräume aus. Neue 
Deiche, eine Ausweitung der land-
wirtschaftlichen Flächen für nach-

wachsende Rohstoffe und der Bau 
von Verkehrswegen konkurrieren 
mit Naturschutzräumen um knap-
pe Flächen. hier wird es darauf 
ankommen, dass die Bundesregie-
rung, aber auch staatliche Akteure 
wie Länder und Kommunen sowie 
nichtstaatliche Akteure die Ziele 
der Nationalen Strategie zur biolo-
gischen Vielfalt sowie des Bundes-
naturschutzgesetzes konsequent 
verfolgen. Darüber hinaus sorgen 
viele nationale und internationale 
Gesetze dafür, dass weniger Schad- 
und Nährstoffe in die Ökosysteme 
gelangen, weil viele Tier- und Pflan-
zenarten nicht damit zurechtkommen. 
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Synergien suchen

Synergien anzustreben heißt zu 
nutzen, dass unterschiedliche Fak-
toren zusammenwirken und eine 
Maßnahme in unterschiedlichen 
Bereichen eine gewünschte Wir-
kung bringt. Demzufolge sollten 
Bund und Länder prüfen, wo sich 
gegenseitig ergänzendes Zusam-
menwirken von Naturschutz, Kli-
maschutz und Klimaanpassung 
nutzen lässt, um die Biodiversität 
zu erhalten. So speichern Feucht-
gebiete oder Moore nicht nur Koh-
lendioxid (Co

2
), sondern puffern 

bei Starkregen auch Überschwem-
mungen ab. In diese Richtung zie-
len zum einen die Nationalen Stra-
tegien zur biologischen Vielfalt 
und zur Nachhaltigkeit, zum ande-
ren aber auch die Pläne der Kom-
mission der Europäischen Union 
(EU) und des EU-Parlaments, den 
Verlust der biologischen Vielfalt 
bis 2010 zu stoppen. Das Bundes-
ministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz 
hat darüber hinaus konkrete Maß-
nahmen vorgeschlagen, wie die 
Agrobiodiversität, das heißt die 
biologische Vielfalt der Landwirt-
schaft, erhalten und nachhaltig 
genutzt werden kann. 

Lebensräume verbinden 

Viele Arten brauchen ausreichend 
Platz, um auf Dauer bestehen zu 
können. Zum einen schrumpft auf 
engem Raum die genetische Viel-
falt innerhalb der Arten, weil die 
Lebensgemeinschaft einer Art nur 
klein sein kann und keine frischen 

Gene hinzukommen. Zum ande-
ren müssen Tiere und Pflanzen 
ausweichen können, wenn sich 
die Bedingungen in einer Region 
für sie verschlechtern. Wer die Le-
bensräume einer Art, die Biotope, 
verbindet, trägt deshalb dazu bei, 
dass sich natürliche Systeme an-
passen und stärken können. Die 
Einrichtung solcher Vernetzungen 
ist Sache der Bundesländer. Sie 
sollten hier sowohl eng mit Akteu-
ren vor ort als auch auf EU-Ebene 
zusammenarbeiten. 

Nach wie vor werden aber immer 
noch weitere Flächen bebaut und 
natürliche Verbindungen von Bio-
topen gekappt. Siedlungs-, Infra-
struktur- und Verkehrsplanungen 
müssen hier umsichtiger werden. 
Zurzeit läuft ein Forschungspro-
jekt, das im Jahr 2009 ein Konzept 
erstellen soll, um die Vernetzung 
von Lebensräumen bei der Pla-
nung überregionaler Straßen bes-
ser zu berücksichtigen. Eine ge-

meinsame Arbeitsgruppe des Bun-
desumweltministeriums und des 
Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung be-
schäftigt sich bereits heute damit, 
wie sich das umsetzen lässt. Ge-
plant ist außerdem, in dieser Fra-
ge enger mit den Nachbarstaaten 
zu kooperieren. 

Schutzgebiete weiter-
entwickeln

Bund und Länder sollten analysie-
ren, wie das bestehende Schutzge-
bietssystem an die Anforderungen 
durch den Klimawandel angepasst 
werden kann. Das Schutzgebiets-
system Natura 2000 bietet bereits 
Rückzugs- und Anpassungsräu-
me an Land und im Meer als auch 
nutzungsfreie Gebiete und leistet 
somit einen wichtigen Beitrag, um 
negative Auswirkungen des Klima-
wandels auf die biologische Viel-
falt zu verringern. 

Teufelsmoor in Niedersachsen
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Teufelsmoor in Niedersachsen Beispiel Feuchtgebiete
Wenn die Sommer trockener werden und ganzjährig die Tempera-
turen steigen, geht es für die Lebensgemeinschaft der Feuchtgebie-
te ums Überleben – eine Herausforderung. Um die Belastungen zu 
mildern, gibt es bereits staatliche Förderprogramme. Sie zielen da-
rauf ab, Feuchtgebiete zu regenerieren, Wasserbedingungen von 
Mooren zu stabilisieren und dafür zu sorgen, dass Grünland we-
niger entwässert wird. Darüber hinaus sollten Verbindungen von 
Seen erhalten oder wiederhergestellt und die Strukturvielfalt der 
Gewässer gefördert werden – etwa durch unterschiedliche Ufer-
formen, -materialien und -bepfl anzungen. Flussauen sollen wieder 
den regelmäßigen Wechsel von Überschwemmung und Trocken-
heit erleben.

Solche Maßnahmen gilt es vermehrt auszuführen. Dazu sollten Be-
hörden für Naturschutz, Landwirtschaft und Wasserwirtschaft eng 
zusammenarbeiten und die Landnutzer einbeziehen. 

Betroffene unterstützen

Was bedeutet der Klimawandel 
für Robben oder für die Lebens-
gemeinschaft der Moore? Bund 
und Länder sollten zusammen mit 
Forschungsinstitutionen und Ver-
bänden dokumentieren, wie sich 
sowohl Klimaveränderungen als 
auch Anpassungsmaßnahmen auf 
Arten und Biotope auswirken. Da-
raus lässt sich dann belastbar ab-
leiten, was getan werden kann 
und muss. Anschließend müssen 
Vorsorgeprogramme entwickelt 
werden. Auch wer Eingriffe bewer-
ten und Ausgleichsmaßnahmen 
gestalten soll, benötigt derlei 
Daten.

Außerdem sollten bei stark durch 
den Klimawandel gefährdeten Ar-
ten und Biotopen andere Gefähr-
dungsursachen so weit wie mög-
lich reduziert werden.

Nachholbedarf besteht bei Arten-
schutzprogrammen für die Mee-
re. Auch der von Überfl utung be-
drohte Küstenraum und die Fluss-
mündungsregionen gehören in 
den Fokus der Aufmerksamkeit. 
Wohin und wie können Arten aus-

weichen – und wie kann ihnen 
dabei geholfen werden? Hier sind 
gemeinsame Entwicklungsstrate-
gien des Naturschutzes und des 
Küstenschutzes notwendig, um 
Ausweichmöglichkeiten für Pfl an-
zen und Tiere zu schaffen und zu 
schützen.
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Der Waschbär hat sich in Deutschland verbreitet,  
stammt jedoch aus Nord- und mittelamerika

Koordiniert mit invasiven 
Arten umgehen

Bund und Länder sollten ein ge-
meinsames Vorgehen gegenüber 
fremden, invasiven Arten verabre-
den. Weil oft Probleme für die hei-
mische Flora und Fauna entstehen, 
wenn fremde Arten einwandern 
oder eingeschleppt werden, sollten 
Nachbarstaaten frühzeitig warnen, 
wenn Arten auftauchen, die bis-
her unzureichend erfasst wurden. 
Außerdem sind Biotopverbunde 
möglichst so zu gestalten, dass sie 
den Neuankömmlingen nicht freie 
Bahn geben.

Naturschutz und erneuer-
bare Energien 

Aus Biomasse lässt sich umwelt-
freundlich Strom und Wärme her-
stellen. Doch darf diese Form von 
Energieerzeugung nicht gegen 

Natur- und Artenschutz oder Ag-
rarumweltprogramme ausgespielt 
werden. Wer einen Standort für 
nachwachsende Rohstoffe sucht, 
sollte dabei auch den Schutz von 
Biotopen berücksichtigen.

Landschaftsplanung 
flexibel gestalten 

Die Landschaftsplanung sollte be-
rücksichtigen, dass der Klimawan-
del Natur und Landschaft verän-
dern wird. Weil unklar ist, wie das 
genau aussieht, sollte der Weg in 
die Zukunft flexible Entwicklungs-
möglichkeiten unterstützen. damit 

Umorientierungen möglich blei-
ben. Auch den Freiräumen in be-
siedelten Gebieten gebührt mehr 
Beachtung. Mit Instrumenten wie 
der kommunalen Landschaftspla-
nung sollte der Beitrag zum loka-
len Klima von Natur und Freiräu-
men in Siedlungsbereichen stär-
ker berücksichtigt werden. Das 
gilt auch, wenn Baulücken ge-
schlossen werden und bei der  
Innenentwicklung von bestehen-
den Siedlungen. 

Biologische Vielfalt in 
der Landwirtschaft

Auch die Landwirtschaft wird mit 
angemessenen Nutzungssystemen 
und -methoden dem Klimawandel 
Rechnung tragen. Bund und Län-
der haben allerdings darauf zu 
achten, dass auch die biologische 
Vielfalt der landwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen dabei nicht unter 
die Räder kommt. Außerdem ist 
es sinnvoll, die landwirtschaft-
liche Produktion nicht isoliert 
verbessern zu wollen, sondern 
im Einklang mit Natur-, Boden-, 
Gewässer- und Klimaschutz. 
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Landwirtschaft

Regionen, die unter heutigen Be-
dingungen für eine landwirt-
schaftliche Nutzung eher zu kühl 
oder feucht sind, könnten von ei-
ner allmählichen Erwärmung und 
der längeren Vegetationsperiode 
profi tieren – etwa im Weinbau. 
Heute bereits wärmere und tro-
ckenere Gebiete müssen dagegen 
mit Einbußen rechnen. 

Im Prinzip fördert eine höhere 
Konzentration von Kohlendioxid 
(CO

2
) in der Luft das Pfl anzen-

wachstum. Dieser Düngeeffekt ist 
jedoch nicht überzubewerten. Ent-
scheidender für die Erträge ist, ob 
genügend Wasser für die Pfl anzen 
verfügbar ist. Darüber hinaus kön-
nen Wetterextreme die Pfl anzen 
insbesondere während entschei-
dender Wachstumsphasen behin-
dern oder Hagel und Starkregen 
zu Ernteeinbußen führen. Weite-
re mögliche Probleme: Die Win-
terhärte von Nutzpfl anzen kann 
schwinden, wärmeliebende Schäd-
linge breiten sich aus. 

Auch Bauern, die Tiere halten, 
müssen sich neu einstellen. Wenn 
es zu heiß ist, geben Kühe weni-
ger Milch. Bereits bei 20 bis 25 
Grad Celsius lässt ihre Milchleis-
tung nach. Darüber hinaus könn-
ten sich neue oder ansteckende 
Krankheiten ausbreiten, weil hö-
here Wintertemperaturen günstig 
für sie sind. Ein Vorbote solcher 
Entwicklung ist möglicherweise 
die Blauzungenkrankheit bei Wie-
derkäuern, die seit Mitte August 
2006 grassiert. Das eingeschlepp-
te Virus stammt ursprünglich aus 
Südafrika und wurde – entgegen 
früheren Erkenntnissen – durch 
einheimische Mücken übertragen. 

Anpassung an den Klimawandel 
in der Landwirtschaft 

˘ Wo Agrar- und Waldlandschaften dürregefährdet sind, sollen 
Wasserrückhalt und Bewässerungsinfrastruktur über die Bund-
Länder-Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes“ (GAK) verbessert werden.

˘  Bodenfruchtbarkeit und -struktur sowie natürliche Regel-
mechanismen sollen durch Agrarumweltmaßnahmen 
unterstützt werden.

˘  Wissen über angepasste Formen der Landbewirtschaftung so-
wie über die Haltung, Ernährung und Gesundheit von Tieren soll 
verbreitet werden.

˘  Die Zucht von Tierarten, die geringe Probleme mit dem Klima-
wandel haben, wird ebenso unterstützt wie angepasste Tierhal-
tung. 
(Siehe www.agrarministerkonferenz.de/uploads/Ergebnisproto-
koll_AMK_0b0.pdf, TOP 23)

http://www.agrarministerkonferenz.de/uploads/Ergebnisprotokoll_AMK_0b0.pdf
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Neue Pflanzenzüchtungen sollten 
möglichst robust sein – gut an den 
Klimawandel angepasst, mit güns-
tiger Nährstoffbilanz und wider-
standsfähig gegen Krankheiten. 
Weiterhin stehen auf dem Wunsch-
zettel auch höhere Erträge und 
eine große genetische Vielfalt.

Mit dem Anbau nachwachsender 
Rohstoffe sollte die Chance ge-
nutzt werden, die Fruchtfolgen 
aufzulockern und so die biologi-
sche Vielfalt auf dem Ackerland 
zu unterstützen.

Um die genetische Vielfalt zu för-
dern, sollten Bund und Länder 
vorrangig auf Freilandprojekte set-
zen, ohne deshalb Laborversuche 
auszuschließen.

Finanziert werden können An-
passungsmaßnahmen an den Kli-
mawandel, Maßnahmen im Was-
sermanagement, zum Schutz der 
biologischen Vielfalt und zur Er-
zeugung von Bioenergie auch aus 
dem Fonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER) – so 
haben es die EU-Agrarminister im 
November 2008 beschlossen (sie-
he http://ec.europa.eu/agriculture/
healthcheck/index_de.htm).

Wald- und Forst- 
wirtschaft

Bäume sind sehr langlebig und 
brauchen viele Jahre für ihre Ent-
wicklung. Dagegen kommt der er-
wartete Klimawandel sehr rasch. 
Seine Geschwindigkeit und sein 
Ausmaß drohen die Anpassungs-
fähigkeit der Wälder zu überfor-
dern. häufigere Trockenperioden 
und Sommerhitze stressen die 
Wälder – zusätzlich zu Luftschad-
stoffen und Stickstoffeinträgen. Be-
sonders betroffen werden ost- und 
Südwestdeutschland sowie Stand-
orte mit generell geringer Wasser-
versorgung sein. heute schon we-
nig angepasste Bestände werden 
absehbar noch größere Probleme 
bekommen. hier haben Schädlin-
ge wie Borkenkäfer leichtes Spiel. 
Massenvermehrungen von Nonne 
oder Maikäfer werden aber auch 
anderswo wahrscheinlicher, und 
bisher unbedeutende Schädlinge 
können vermehrt auftreten.

Der Klimawandel wird sich in den 
Bergwäldern der Alpen stärker 
auswirken als im Flachland: Die 
Risiken durch Muren, hochwas-
ser und Steinschlag werden zu-

nehmen. Damit wächst dort die 
Bedeutung der Wälder für den 
Schutz von Siedlungen und Infra-
struktur noch weiter.

Robuste Mischwälder 
fördern

Standortgerechte Mischwälder 
sind wesentlich robuster als Rein-
bestände. Sie versprechen zudem 
sicherere holzerträge – auch bei 
sich wandelndem Klima. Unter 
diesem Aspekt sollten die 1,3 Milli-
onen Forstbesitzer in Deutschland 
die Zusammensetzung ihrer Wäl-
der überdenken und gegebenen-
falls umbauen. Schon heute för-
dern Bund und Länder den Um-
bau von Reinbeständen in stabile 
Laub- und Mischbestände sowie 
eine naturnahe Waldbewirtschaf-
tung. Allerdings ist es aufgrund 
von langen Produktionszeiträu-
men und klimatischen Unsicher-
heiten nicht ganz einfach, schon 
jetzt bestimmte Baumarten zu 
empfehlen. 

Die Bundesländer haben hier die 
Aufgabe, nicht nur die Kommuni-
kation zwischen Wissenschaftlern 
und Förstern zu unterstützen, son-
dern auch die wissenschaftlichen 
Entscheidungsgrundlagen für ei-
nen klimaangepassten Waldum-
bau weiter zu verbessern. Dazu 
zählen systematische Beobachtun-
gen, der Aufbau und Betrieb von 
Versuchsflächen, Standortkartie-
rungen, Forstpflanzenzüchtungen 
und herkunftsforschung. Darü-
ber hinaus müssen Erntetechni-
ken für holz weiterentwickelt wer-
den. Schließlich ist zu klären, wo-
für holz künftig eingesetzt werden 
kann und sollte. 

http://ec.europa.eu/agriculture/healthcheck/index_de.htm
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Was tun, damit die Meere lebendig bleiben? 

˘  Damit die Fischereiwirtschaft auf Dauer arbeiten kann, müssen 
langfristige Bewirtschaftungs- und wiederauffüllpläne erarbeitet 
werden. wissenschaftler sollten die entwicklungen beobachten. 

˘  es sollten anreize geschaffen werden, um rückwürfe („Dis-
card“) – von ungewollt gefischten meerestieren – zu vermeiden. 
Dieser Beifang wird zum großen teil als abfall wieder über Bord 
geworfen.

˘  Die Fangtechniken müssen so verbessert werden, dass gezielt 
nur bestimmte Fische ins netz gehen.

˘  Die Unsicherheiten über die künftige entwicklung der Fischbe-
stände gebietet Zurückhaltung und ein fortlaufendes monitoring. 
Zugleich sind schutzzonen einzurichten. Ziel muss es sein, die vol-
le reproduktionsfähigkeit der Bestände wiederherzustellen. 

˘  Konsumentinnen und Konsumenten sollten aufmerksam ge-
macht werden auf Fische, die sie ohne Bedenken kaufen können. 
labels wie etwa die Zertifizierung nach den Kriterien des marine 
stewardship Councils (msC) können dabei helfen.

˘  Fischerinnen und Fischer sind stärker in den tourismus einzu-
binden, damit sie neue einnahmequellen finden. 

˘  in umweltverträglichen aquakulturen sollten insbesondere 
arten gezüchtet werden, die sich von Pflanzen ernähren. Das ist 
nachhaltiger.

Fischerei

Die Küstenbereiche von nord- und 
ostsee sowie die sich daran an-
schließende ausschließliche wirt-
schaftszone werden intensiv ge-
nutzt. Hier werfen Fischer ihre 
netze aus, schiffe transportieren 
große mengen an waren für den 
weltmarkt, und windräder erzeu-
gen energie. Zusätzlich werden 
sand und Kies abgebaut. all das 
hat neben dem tourismus für die 
strukturschwachen Küstenregio-
nen eine enorme wirtschaftliche 
Bedeutung. 

es beeinflusst zudem die bisher 
genutzten Fischbestände. ande-
rerseits sind sardine, sardelle und 
streifenbarbe in die nordsee ein-
gewandert – sie waren früher nur 
in südlicheren meeresgebieten 
anzutreffen. auch beim Plankton 
und in der Bodenzone von nord- 
und ostsee finden sich zunehmend 
arten aus anderen weltgegenden, 
die vor allem durch den schiffsver-
kehr eingeschleppt werden.

mit dem Klimawandel verändern 
sich die lebensräume und nah-
rungsgrundlagen der Fische sowie 
die meeresökosysteme in nord- 
und ostsee insgesamt. was das 
genau bedeutet, lässt sich noch 
nicht abschätzen. Die neuen arten 
könnten sowohl nahrungskonkur-
renten als auch zusätzliche nah-
rungsquellen darstellen. aufgrund 
der Unklarheit, wie sich die Fisch-
bestände entwickeln, wird sich die 
Bundesregierung dafür einsetzen, 
dass entscheidungsgremien wie 
der Fischereirat der europäischen 
Union (eU) Unsicherheitsmargen 
berücksichtigen. 

eine Änderung der Fischereime-
thoden ist für die Fischer zunächst 
teuer. sie müssen investieren, und 
zugleich sind die neuen metho-

den noch nicht ausgereift und 
bringen noch nicht den vollen  
ertrag. geeignete Förderinstru-

mente können die experimentier-
freude und akzeptanz der Fischer 
steigern. 
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Braunkohlekraftwerk bei Leipzig 

Energiewirtschaft 

Wenn das Klima insgesamt wär-
mer wird, wird weniger geheizt. 
Zugleich kann der Bedarf an Küh-
lung steigen. Für die Energiewirt-
schaft sind das wichtige Richtgrö-
ßen. Stürme, Hoch- und Niedrig-
wasser können außerdem Kraft-
werke, Strommasten und andere 
Einrichtungen der Energiewirt-
schaft beeinträchtigen oder zeit-
weise den Rohstoffnachschub per 
Schiff – etwa von Kohle für Kraft-
werke – verhindern. Das kann zu 
Versorgungsengpässen und Preis-
steigerungen führen. 

Kohle-, Erdgas- und Kernkraftwer-
ke benötigen Kühlwasser. Sinken-
de Wasserstände in Flüssen auf-
grund langer Trockenperioden 
verursachen Probleme: Betreiber 
müssen dann die Leistung ver-
ringern, weil entweder zu wenig 
Wasser vorhanden ist oder das zu-
rückgeleitete erhitzte Wasser die 
– in Hitze- und Trockenzeiten so-
wieso schon stark beanspruchten 
– Flussökosysteme zusätzlich belas-
ten würde. Erschwerend kommt 
hinzu, dass in heißen Zeiten mehr 
Strom nachgefragt wird, weil Ven-
tilatoren oder Klimaanlagen auf 
Hochtouren laufen. Dächer und 
Wände zu dämmen und schatten-
spendende Bäume zu pfl anzen, ist 
die bessere Alternative. Weil das 
aber kaum überall möglich sein 

dürfte, wird der hitzebedingte 
Strombedarf tendenziell steigen. 

Auch für Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien kann der 
Klimawandel grundlegende Fol-
gen haben. In welchem Maße Bio-
masse verfügbar ist, hängt stark 
vom Boden und den klimatischen 
Bedingungen ab. Das gilt es für 
Bund und Länder beim weiteren 
Ausbau von nachhaltigen Rohstof-
fen im Blick zu behalten. Darüber 
hinaus wirkt sich eine Verände-
rung der Niederschlagsmengen 
insbesondere auf die Wasserkraft 
aus. Angesichts zunehmender 

Stürme werden außerdem die An-
forderungen an die Standfestigkeit 
von Solar- und Windenergieanla-
gen steigen. 

Zugleich aber erhöht eine dezen-
trale Erzeugung von Energie und 
ein nachhaltiger Energiemix mit 
erneuerbaren Energien die Ver-
sorgungssicherheit – vor allem 
wenn sich die Erzeugungsstruk-
turen gegenseitig ergänzen. Die 
Energiemeteorologie erforscht die 
Verzahnung von Wind- und Son-
nennutzung bei sich verändern-
den klimatischen Bedingungen. 

In der Arbeitsgruppe „Krisenvor-
sorge in der Stromwirtschaft“, die 
im Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie angesie-
delt ist, diskutieren Bund, Länder 
und Energiewirtschaft verschiede-
ne Notfallszenarien. Die notwen-
digen Anpassungen muss die In-
dustrie leisten. Bund und Länder 
können Kenntnisse einbringen 
und ordnungspolitische Akzente 
setzen.

Energieversorger bereiten sich auf 
extreme Wetterereignisse vor

˘  durch einen im europäischen Vergleich hohen Anteil unterirdi-
scher Kabelstrecken als Schutz gegen Stürme

˘  durch Notwasseranschlüsse für Kraftwerke, falls wegen Trocken-
heit die Flusswasserkühlung nicht mehr möglich ist

˘  durch Bildung von Krisenstäben, um bei extremen Wetterereig-
nissen schnell auf Ausfälle reagieren zu können
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Finanzwirtschaft

Die Finanzwirtschaft agiert inter-
national – und ist folglich auch 
von globalen Entwicklungen be-
troffen. Für die Versicherungs-
wirtschaft haben die weltweiten 
Klimaänderungen unmittelbare 
Folgen: Schon in den vergange-
nen Jahren mussten sie viel mehr 
Geld für Entschädigungen ausge-
ben. Zwar spielen hier auch das 
Bevölkerungswachstum insbeson-
dere in Küstenstädten sowie eine 
generelle Zunahme der versicher-
ten Werte eine Rolle. Doch an 
den Ursachen der Schäden ändert 
das nichts. Künftig wird die Ver-
sicherungswirtschaft ihre Prämi-
en nicht mehr allein auf Grund-
lage bereits eingetretener Versi-
cherungsfälle berechnen, sondern 
den zu erwartenden Klimawandel 
mit einkalkulieren. Auch Pensions-
fonds und andere Investoren in 
langfristige Infrastrukturprojekte be-
werten die Risiken inzwischen neu. 

Doch der Klimawandel bedroht 
nicht nur ganz physisch Anlagen 
und Gebäude, an denen die Fi-
nanzwirtschaft beteiligt ist. Poli-
tik und Gesellschaft ändern auch 
die Rahmenbedingungen für In-
vestitionen, um dem Klimawandel 
zu begegnen. Für die Finanzwirt-
schaft liegen darin Risiken, aber 
auch erhebliche Chancen. Banken 
und Versicherungen sind hier ge-
fordert, sich durch ein aktives Ma-
nagement auf beides einzustellen. 

Die Nachfrage nach Sachversiche-
rungen, die Schäden durch Natur-
gefahren abdecken, wird absehbar 
steigen. Die Versicherungswirt-

schaft kann Kunden und Behör-
den aufklären und durch ihre Ver-
tragsgestaltung dazu beitragen, 
Gefahren vorsorglich zu dämpfen. 
Neben den üblichen Instrumen-
ten und Geschäftsmodellen der 
Versicherer werden für bestimm-
te Risiken auch neue Finanzmarkt-
produkte entwickelt, mit denen 
Unternehmen oder Länder Klima-
risiken auf dem Kapitalmarkt ab-
sichern können. Dazu zählen Wet-
terderivate, Catastrophe Bonds 
oder spezielle Anleihen. 

Das kann der Staat tun

Die staatlichen Aufsichtsbehör-
den von Bund und Ländern müs-
sen verstärkt darauf achten, ob die 
zugrunde gelegten Risikomodel-
le ausreichen, um die fi nanzielle 
Stabilität der Versicherungen und 
Banken zu gewährleisten. Ein be-
sonderes Problem besteht aktuell 
darin, dass die international durch 
das Basel-II-Abkommen festgeleg-
ten Regeln den Banken verbieten, 
beim Eigenkapital und Risikoma-
nagement andere als historische 
Daten zugrunde zu legen. Innova-

tive Verfahren wie das Bayesiani-
sche Risikomanagement sind des-
halb derzeit in der Praxis nur ein-
geschränkt einzusetzen. Das will 
die Bundesregierung ändern und 
das Thema deshalb auf internatio-
naler Ebene auf die Tagesordnung 
setzen. 

Wenn die Privatwirtschaft aus 
wirtschaftlichen Gründen be-
stimmte Risiken nicht absichern 
will, muss der Staat möglicherwei-
se die Angebote der Finanzwirt-
schaft ergänzen. Dies kann dann 
nötig sein, wenn die betroffenen 
Personen die erforderlichen Prämi-
en nicht aufbringen können oder 
die möglichen Schadenssummen 
zu groß sind. Denkbar ist zum Bei-
spiel, dass eine Elementarschaden-
versicherung eingeführt wird, die 
alle Bürger abschließen müssen, 
oder eine staatliche Fonds-Lösung. 
Sie kann aber in jedem Fall nur 
das letzte Mittel sein. Entsprechen-
de Ansätze werden seit dem Oder-
Hochwasser 1997 verfolgt. Der 
Bund wird hierzu – in Absprache 
mit den Ländern – eine neue Ini-
tiative starten. 

Die Finanzwirtschaft  trifft 
sich auf Plattformen

˘  Im Carbon Disclosure Project informieren sich 300 instituti-
onelle Investoren über Klimafragen. Auch die großen deutschen 
Finanzdienstleister sind dabei. Auf Grundlage von Firmenbefra-
gungen bekommen sie hier Daten über unternehmensspezifi sche 
Treibhausgas-Emissionen und können erfahren, welche Unterneh-
mensstrategien es zum Umgang mit den physikalischen Risiken 
des Klimawandels gibt. 

˘  In der Munich Climate Insurance Initiative haben sich Ver-
sicherer, Rückversicherer, Umweltverbände und Wissenschaftler 
zusammengeschlossen. Dabei geht es um Strategien der Versiche-
rungen im Umgang mit dem Klimawandel. 

˘  Das „Finanz-Forum: Klimawandel“ wurde vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung eingerichtet. Es arbeitet an 
der Frage, wie Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel 
durch Forschung und Innovationen voranzubringen sind. 



40 DEM KLIMAWANDEL BEGEGNEN – DIE DEUTSChE ANPASSUNGSSTRATEGIE

Verkehr

Extreme Wetterlagen, die Schnee, 
Eis, Nebel, hagel, hitzewellen, 
Stürme, Starkregen, hoch- und 
Niedrigwasser in Flüssen oder 
auch starken Seegang im Meer mit 
sich bringen, können den Verkehr 
auf Straße, Schiene, Wasser und in 
der Luft behindern.
 
So wird beispielsweise, wenn es 
stark regnet, die Sicht schlecht 
und die Fahrsicherheit nimmt ab – 
mehr Unfälle sind die Folge. Wol-
kenbrüche können aber auch Stra-
ßen und Bahntrassen unterspülen 
oder hangrutsche verursachen. 

Bei hohen Temperaturen sinkt 
nicht nur die Konzentrationsfä-
higkeit der Menschen im Straßen-
verkehr. Lang anhaltende hitze 
weicht auch den Asphalt auf und 
führt zu Spurrillen. Dem ist durch 
veränderte Baustoffe abzuhelfen. 
Ergiebige Niederschläge können 
durch größere Entwässerungssyste-
me in den Straßen abgeleitet wer-
den. Das Bundesministerium für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
wird die einschlägigen Vorschrif-
ten überprüfen und anpassen. 

Als vorteilhaft für die Infra-
struktur könnten sich höhere 
Durchschnitts temperaturen im 
Winter erweisen: Frostschäden an 
Brücken und Straßen werden sel-
tener. Auch die Zahl der Unfälle 
durch Schnee und Eis könnte ab-
nehmen. 

Im Schienenverkehr werden die 
Folgen des Klimawandels vor al-
lem die Infrastruktur betreffen. 
Stürme können Signale und Anla-
gen zur Stromversorgung zerstö-
ren, Bäume auf die Gleise stürzen. 
Auch Böschungen könnten häufi-
ger brennen, wenn es heißer und 

trockener wird. Um Schäden ent-
gegenzuwirken, kann es notwen-
dig sein, die Flächennutzung ent-
lang von Bahnanlagen der klima-
tischen Situation anzupassen. Da-
rüber hinaus kann hochwasser 
Bahnanlagen überfluten. 

Forschung ist notwendig, um nä-
her zu klären, ob hohe Tempera-
turen neue Instandhaltungstech-
niken erfordern. Dabei geht es ins-
besondere um die Frage, ob inne-
re Spannungen bei lückenlos ver-
schweißten Schienen gefährlich 
ansteigen könnten. 

Der Luftverkehr wird von mögli-
chen Klimaänderungen nur am 
Rande betroffen sein – so das Er-
gebnis aktueller Analysen. Aller-
dings müssen Betriebsabläufe 
von Flughäfen und Flugsicherung 
möglicherweise an häufigere Ex-
tremwettersituationen angepasst 
werden.

Die Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die Seeschifffahrt in 
Nord- und ostsee sind nicht nur 
regional, sondern auch großräu-
mig zu betrachten, weil die hä-
fen über Seewege weltweit ver-
netzt sind. Durch den prognosti-
zierten Anstieg des Meeresspiegels 
sind häfen unmittelbar betroffen. 
Wenn sich Strömungen verän-
dern, der Wasserstand steigt oder 
sinkt, die Wellen höher werden, 
die Windstärken zunehmen und 
der Eisgang sich verändert – hat 
dies Auswirkungen auf die Navi-
gation von Schiffen. Welche kon-
kreten Folgen der Klimawandel 
für die Seeschifffahrtsstraßen ha-
ben wird, muss noch genauer un-
tersucht werden. Es können sich 
auch neue Schifffahrtswege in ark-
tischen Regionen eröffnen. Ihre 
optimale und nachhaltige Nut-
zung sollte frühzeitig überprüft 
und koordiniert werden.
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Papierfabrik in Duisburg

Darüber hinaus könnte es not-
wendig werden, Vorhersage- und 
Warndienste, Risikomanagement 
und Rettungswesen, Infrastruktur 
und Schiffstechnik an veränderte 
Bedingungen anzupassen.

Für die Binnenschifffahrt sind 
insbesondere die Wasserstände 
der Wasserstraßen von Bedeutung. 
Sie hängen davon ab, wann und 
in welchem Umfang es in ihrem 
Einzugsgebiet regnet oder schneit. 
Die Wasserstände in deutschen 
Flüssen variieren jahreszeitlich 
schon immer beträchtlich. Durch 
den Klimawandel könnten die 
Schwankungen weiter zunehmen. 

Dabei ist zu unterscheiden zwi-
schen frei fl ießenden Flussab-
schnitten und staugeregelten Was-
serstraßen, zu denen auch Kanäle 
zählen. Entscheidend für Letztere 
sind vor allem längerfristige Ver-
änderungen des Wasserangebots, 
denn kurz- und mittelfristig kann 
der Wasserstand durch Schleu-
sen und Staustufen stabil gehalten 
werden. Dagegen sind frei fl ie-
ßende Flüsse in extremen Niedrig-
wasser- und Hochwasserperioden 
nur eingeschränkt oder gar nicht 
als Wasserstraßen nutzbar. Verän-
derte Abfl ussverhältnisse nehmen 
Einfl uss auf das Flussbett und das 
Fließgewässer-Aue-System, zum 
Beispiel wenn sich Sedimente um-
lagern. Auch die Wasserqualität 
kann darunter leiden. Um belast-
bare Anpassungsmaßnahmen zu 
entwickeln, hat das Bundesminis-
terium für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung 2008 das Forschungs-
programm „KLIWAS“ auf den Weg 
gebracht.

Industrie und 
Gewerbe

Die Anpassung an den Klimawan-
del birgt große Chancen für in-
novative Unternehmen und Ex-
porteure von Umwelttechnik. So 
haben in Deutschland seit den 
1980er Jahren viele Unternehmen 
wassersparende und abwasserfreie 
Verfahren entwickelt und umge-
setzt. Damit haben sich Chemie-, 
Papier- und Textilindustrien un-
abhängiger vom Wasser als Roh-
stoff und Kühlmittel gemacht. Das 
könnte bei zunehmender Trocken-
heit wirtschaftlich noch vorteilhaf-
ter werden.

Geänderte Außentemperaturen 
wirken sich auf die Energiebilanz 
von Betrieben aus, die Wärme 
und Kälte benötigen. Verschlech-
terungen der Bilanz sind in vie-

len Fällen durch technische Neue-
rungen oder Dämmung zu verhin-
dern. Das verschafft der Bauindus-
trie neue Möglichkeiten – und er-
öffnet Chancen für Innovationen 
und Beschäftigung. 

Allerdings bringt der Klimawandel 
für viele Unternehmen auch er-
hebliche Risiken mit sich. Stürme, 
Starkniederschläge und Hochwas-
ser könnten Industrie- und Gewer-
beanlagen zerstören oder gefährli-
che Stoffe freisetzen. Hier müssen 
die betrieblichen Sicherheitsma-
nager vorsorgen. Daneben kön-
nen Wetterturbulenzen auch den 
Betrieb einschränken, zum Bei-
spiel weil Beschäftigte oder Materi-
al nicht eintreffen. Werden Strom, 
Telekommunikation oder Wasser-
versorgung durch Unwetter unter-
brochen, legt das möglicherweise 
sogar weit entfernte Betriebe lahm. 
All das kann sehr teuer werden. 

Die Kommission für Anlagensicherheit 
(KAS) schlägt vor

˘  Störfallanlagen für häufi gere und stärkere Stürme 
auslegen

˘  Betriebliche Anlagen gegen Extremniederschläge und  
Hochwasser schützen

˘  Alarm- und Gefahrenabwehr planen

˘  Sicherheitsmanagement verbessern

˘  Rechtliche und technische Vorschriften auch an den 
Erfordernissen durch den Klimawandel orientieren
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Urlaubsregionen erforschen

Das Forschungsprojekt „Klimatrends und nachhaltige Tourismusent-
wicklung in Küsten- und Mittelgebirgsregionen“ (KUNTIKUM) soll 
der Tourismusindustrie helfen, sich neu zu orientieren und an 
den Klimawandel anzupassen. Dafür hat die Bundesregierung 
das Institut für Umweltkommunikation an der Universität Lüne-
burg beauftragt, Nordseeküste und Schwarzwald exemplarisch zu 
untersuchen. Ziel ist es, die Erkenntnisse auch für andere Regio-
nen nutzbar zu machen und eine Informations- und Kommunika-
tionsplattform einzurichten, die auch ein Weiterbildungsmodul 
enthält. 

Darüber hinaus gefährden Wit-
terungsextreme die Erträge der 
landwirtschaftlichen Produktion 
(siehe unter „Landwirtschaft“, Sei-
te 35) und können indirekt auch 
Betriebe treffen, die Nahrungsmit-
tel oder nachwachsende Rohstof-
fe verarbeiten. Denen ist deshalb 
zu raten, sich nicht auf Lieferanten 
aus einer einzigen Region zu ver-
lassen. Prinzipiell sollten Unterneh-
men bei Einkauf und Lagerhaltung 
zukünftig einkalkulieren, dass Stra-
ßen, Schienen oder Wasserwege 
zeitweise blockiert sein könnten. 

Wer einen neuen Industriestand-
ort auswählt, sollte die Auswirkun-
gen des Klimawandels berücksich-
tigen und zum Beispiel darauf ach-
ten, ob das Gelände durch den an-
stehenden höheren Meeresspiegel 
vielleicht demnächst unter Wasser 
steht. Das betrifft nicht nur die Un-
ternehmensstandorte in Deutsch-
land, sondern auch Tochterfi rmen 
und Zulieferer anderswo auf dem 
Globus. Staaten, in denen die Fol-
gen begrenzt bleiben oder die 
eine wirksame Anpassungspolitik 
betreiben, sind hier im Vorteil. 

Die Bundesregierung wird zusam-
men mit den Bundesländern und 
Wirtschaftsverbänden die vielfälti-
gen Einfl üsse auf Industrie und Ge-
werbe vertiefend untersuchen.

Kunstschneeanlage bei München

Tourismuswirtschaft

Wo Menschen Urlaub machen, 
hängt erheblich davon ab, wel-
ches Wetter sie dort erwarten. 
Deshalb könnte der globale Klima-
wandel das Reiseverhalten stark 
verändern – mit enormen Konse-
quenzen für die Wirtschaft, Infra-
struktur und den Arbeitsmarkt in 
den bereisten Ländern. Darüber 
hinaus werden Extremwetterereig-
nisse auch die Tourismusindustrie 
treffen.

Unmittelbare Auswirkungen hat 
der Klimawandel auf den wirt-
schaftlich bedeutsamen Winter-
sport. Bereits seit 50 Jahren fällt 
vielerorts weniger Schnee. Künftig 
wird Skitourismus in den Alpen 
nur noch auf über 1.500 Meter 
und damit in ökologisch beson-
ders sensiblen Bereichen möglich 

sein, in Mittelgebirgen ab 800 bis 
1.000 Metern. Auch Schneekano-
nen bieten keine Abhilfe: In nied-
rigeren Lagen wird es dafür zu 
warm sein. 

Zugleich eröffnen veränderte kli-
matische Bedingungen neue Mög-
lichkeiten für den Tourismus: Die 
bisherige Nebensaison kann be-
liebter werden. Auch regionale 
Verlagerungen sind zu erwarten. 
Das Potsdam-Institut für Klima-
folgenforschung (PIK) geht davon 
aus, dass 25 bis 30 Prozent mehr 
Touristen nach Deutschland kom-
men könnten. Nord- und Ostsee 
werden attraktiver, während am 
Mittelmeer oft Hitzestress bei 
40 Grad Celsius oder mehr herr-
schen wird. Selbst in Deutsch-
land könnte es für bestimmte 
Urlaubsaktivitäten zeitweise zu 
heiß werden. 
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3.2 raum- und regio- 
nalplanung sowie 
Bevölkerungsschutz

Raumplanung 

Raumpläne haben das Ziel, un-
terschiedliche Ansprüche an den 
Raum zu vereinbaren und sind da-
mit meist eine Entscheidung für 
Generationen. Ab jetzt muss die 
Raumplanung bei der Gestaltung 
dieser räumlichen Vorsorgekon-
zepte nicht nur die aktuellen An-
sprüche abwägen, sondern auch 
Klimaschutz und -anpassung mit-
denken und einbeziehen. Das ist 
mit den heutigen rechtlichen und 
planerischen Instrumenten mög-
lich, verschärft aber den Konkur-
renzkampf – denn auch Klima-
schutz und -anpassungsmaßnah-
men benötigen Platz. 

Wo Windkraft- oder Fotovoltaik-
anlagen am günstigsten stehen 
und wie sich das mit den Interes-
sen von Anwohnern, Bauern, Tou-
risten und Wildtieren vereinba-
ren lässt, ist ebenfalls eine Frage 
der Raum- und Regionalplanung. 
In den Städten geht es unter an-
derem darum, Frischluftschneisen 
frei zu halten, um eine Überhit-
zung im Sommer zu verhindern. 

Vorsorgen für extreme  
Wetterlagen

Wenn hochwässer wahrscheinli-
cher werden, sind vor allem zwei 
Vorsorgemaßnahmen entschei-
dend: Flussufer und Überschwem-
mungsgebiete sollten nicht be-
baut und Abflüsse vermieden be-
ziehungsweise reguliert werden. 
Damit das Wasser mehr Platz hat 
und damit weniger Schäden ver-
ursacht, gilt es, bis zum Jahr 2020 
so viele Überschwemmungsbe-

reiche wie möglich auszuweisen. 
orientierungspunkt für die Raum-
planung ist dabei das Risiko eines 
hochwassers, wie es statistisch alle 
200 Jahre vorkommt.

Neue Gebäude, Parkplätze und 
Straßen versiegeln den Boden und 
verstärken die hochwasserwahr-
scheinlichkeit zusätzlich. Entschär-
fend wirkt es dagegen, wenn der 
Regen da versickern kann, wo er 
fällt. Verbesserte Versickerungs-
möglichkeiten durch dezentrale 
Regenwasserversickerung, Rena-
turierung von Gewässern, Wieder-
aufforstung und eine angepasste 
Landwirtschaft fördern den so ge-
nannten Gebietsrückhalt des Was-
sers und erhöhen gleichzeitig die 
Grundwasserneubildung. 

Deiche müssen auch künftig Küs-
ten und Inseln so gut wie möglich 
vor Sturmfluten schützen. Zusätz-
lich gilt es, neue Formen von Si-

cherungsmaßnahmen zu entwi-
ckeln, die auch nach Deichbrü-
chen noch funktionieren. 

In den Alpen werden Muren, Fels-
stürze und Bodenerosion zuneh-
men, wenn es häufiger Starkre-
gen und Sturm gibt. hier muss die 
Raumordnung vorsorgen, um Ri-
sikobereiche von Bebauung und 
Verkehr frei zu halten.

Eng bebaute städtische Regio-
nen können sich im Sommer wie 
Backöfen aufheizen – was für die 
Bewohnerinnen und Bewohner 
unangenehm und ungesund ist. 
Für Durchzug sorgt dagegen die 
Verbindung zu Wäldern und an-
deren Gebieten mit kühlerer Luft. 
Diese Luftwege oder Klimaschnei-
sen offen zu halten ist eine wich-
tige Aufgabe von Raumordnung, 
Regionalplanung und Stadtent-
wicklung. 

Deich auf der Nordsee-insel pellworm
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Die Landschaft 
verändert sich 

Wenn klimatisch bedingt weniger 
Grundwasser gebildet wird, muss 
diese knapper werdende Ressour-
ce nicht nur raumordnerisch ge-
sichert werden. Wichtig ist auch, 
durch Planungen eine angepasste 
Nutzung zu erreichen. 

Steigt der Meeresspiegel, steigt 
auch der Grundwasserspiegel. Fer-
ner erodieren Küsten stärker als 
zuvor. Die Raumordnung und der 
Küstenschutz müssen daher den 
Klimawandel als wichtigen Fak-
tor in die Entwicklung von Küsten-
landschaften einbeziehen. 

Wenn sich Urlauber zukünftig an-
ders entscheiden, zum Beispiel 
verstärkt zur Nord- und ostsee rei-
sen oder die Touristen in den Ber-
gen andere Aktivitäten entwickeln 
als bisher, muss die Infrastruktur 
darauf ausgerichtet sein. Neue, kli-
maangepasste Konzepte können 
durch Modellvorhaben der Raum-
ordnung unterstützt werden.

Auch Tiere werden mit steigenden 
Temperaturen neue Wege gehen 
und Pflanzenarten ihre Standorte 
ändern. Die Raumordnung – und 
insbesondere die Landschaftspla-
nung – können sie dabei unterstüt-
zen, indem sie Vorranggebiete des 
Naturschutzes sichern und ökologi-
sche Verbundsysteme fördern. 

Die Bevölkerung 
schützen 

Bevölkerungsschutz ist ein wei-
tes Feld. Sie beginnt bei der Vor-
sorge, also der Sicherung der Le-
bensgrundlagen, und bietet hil-
fe, wenn eine Katastrophe bereits 

eingetreten ist. Erst vor kurzem 
haben die Verantwortlichen be-
gonnen, sich intensiver mit dem 
Thema Klimawandel und seiner 
Bedeutung für den Bevölkerungs-
schutz zu beschäftigen. Klar ist: 
Wenn künftig häufiger schwe-
re Stürme, Überschwemmungen 
oder durch Trockenheit ausgelöste 
Waldbrände drohen, müssen sich 
Krisen- und Notfallmanagement 
darauf einstellen. Gleichzeitig gilt 
es, Bürgerinnen und Bürger dabei 
zu unterstützen, sich selbst besser 
zu schützen. 

Besondere Aufmerksamkeit ver-
dienen Energie- und Wasserversor-
gung, Transport- sowie Telekom-
munikations- und Informations-
technik, weil sie die Funktion „ge-
sellschaftlicher Lebensadern“ ha-
ben. Da sie gegenseitig voneinan-
der abhängen, sind sie besonders 
verwundbar. Fällt der Strom aus, 
funktionieren auch Wasserwerke 
und Computer nicht mehr. Und 
ohne Telekommunikation haben 
andere Versorgungseinrichtungen 
Probleme, sich zu koordinieren. 

Kritische Infrastrukturen (siehe 
Glossar – Kritische Infrastruktu-
ren) zu schützen muss deshalb ei-
nen hohen Stellenwert haben, ihr 
Ausfall kann erhebliche Störungen 
für die öffentliche Sicherheit oder 
andere dramatische Folgen bedeu-
ten. Allerdings gehören dem Staat 
nur etwa 20 Prozent dieser Infra-
strukturen, den Rest besitzen oder 
betreiben Privatunternehmen – 
und sind damit für den störungs-
freien Betrieb verantwortlich. Weil 
im Krisenfall aber der Staat für die 
zuverlässige Versorgung der Bür-

gerinnen und Bürger sorgen muss, 
ist eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit von Bund, Ländern und 
den privaten Unternehmen unver-
zichtbar. Das Bundesinnenministe-
rium hat deshalb Leitfäden entwi-
ckeln lassen. Sie zielen darauf ab, 
Ausfälle von Anlagen möglichst 
zu verhindern, indem beispielswei-
se Gebäude oder Stromleitungen 
besser gesichert werden. Kommt 
es doch zu einer Störung, soll die 
Funktionsfähigkeit so schnell wie 
möglich wiederhergestellt werden. 
Darüber hinaus sind Notfall- und 
Evakuierungspläne, Warnsysteme 
und Informationsmöglichkeiten 
wichtig, um auf Katastrophenfälle 
bestmöglich vorbereitet zu sein. 

Seit 2007 existiert auf Bundesebene 
die Arbeitsgruppe „Klimawandel 
und Bevölkerungsschutz“. Darin 
sind Fachleute des Umweltbundes-
amts, des Deutschen Wetterdiens-
tes, des technischen hilfswerks so-
wie des Bundesamts für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhil-
fe vertreten. Zugleich entwickeln 
Bund und Länder gemeinsam Ein-
satztaktik und -technik weiter, um 
für die Auswirkungen des Klima-
wandels gewappnet zu sein. 

Die zahlreichen Naturkatastro-
phen der vergangenen Jahre ha-
ben gezeigt, woran es beim Be-
völkerungsschutz in Deutschland 
mangelt: Behörden und Einsatz-
kräfte müssen effektiver zusam-
menarbeiten, und die Informa-
tions- und Meldewege müssen ver-
bessert werden. Zudem benötigt 
die Bevölkerung frühzeitige, ein-
deutige und effektive Warnungen 
und Informationen.
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Das droht den Alpen
˘  Die Lebenszonen der Tier- und Pfl anzenarten verschieben sich 
in höhere Lagen. Wenn ihnen keine Ausweichmöglichkeiten mehr 
bleiben, sterben sie aus.

˘  Bergwälder werden beeinträchtigt – und damit schützen sie 
weniger vor Lawinen, Muren und Steinschlag. 

˘  Die Gletscher schrumpfen. Damit verändern sich auch die Be-
dingungen in den Flüssen und Seen, die ihr Wasser aus Gletschern 
beziehen. 

˘  Viele Wintersportorte in niedrigeren Lagen verlieren ihre 
Haupteinnahmequelle, weil sie keine Schneesicherheit mehr bie-
ten können. In den Alpen sind die deutschen Gebiete am stärksten 
betroffen. 

3.3 Die Vielfalt 
der Regionen 

Der Klimawandel wirkt sich in 
Bergregionen anders aus als im 
Flachland oder an den Küsten. 
Zudem sind Orte unterschiedlich 
verwundbar – je nach räumlicher 
Nutzung, den örtlichen Naturge-
gebenheiten und der vorhande-
nen Anpassungsfähigkeit. Folglich 
müssen auch die regionalen An-
passungsstrategien verschieden 
sein. In die genaue räumliche Be-
trachtung sollten neben den zu er-
wartenden Auswirkungen des Kli-
mawandels auch andere regionale 
Einfl ussfaktoren einbezogen wer-
den. Ziel ist ein sektorübergreifen-
des, integriertes Konzept, das ei-
nen Ausgleich anstrebt zwischen 
den unterschiedlichen Nutzungs-
interessen. Im Folgenden werden 
verschiedene Regionen hinsicht-
lich ihrer Verwundbarkeit (siehe 
Glossar – Verwundbarkeit) näher 
betrachtet. 

Die Alpen sind besonders 
verwundbar

Der Alpenraum ist vom Klimawan-
del doppelt betroffen. Zum einen 
sind die Temperaturen hier schon 
zweimal so stark angestiegen wie 
im globalen Durchschnitt – und 
alle Klimamodelle sagen voraus, 
dass sich dieser Trend fortsetzt 
und bis zum Jahr 2100 ein weite-
res Plus von 3 bis 4,5 Grad Celsius 
erreicht werden wird. Zum zwei-
ten wirkt sich der Klimawandel in 
einem so sensiblen Ökosystem wie 
den Alpen besonders stark aus. 

Viele Tier- und Pfl anzenarten kom-
men nur in den Alpen vor und 
sind stark spezialisiert. Wenn sich 
ihre Umgebung verändert, kann 
das für viele von ihnen tödlich 
sein. Andere, die wiederum von ih-
nen abhängen, sterben dann eben-
falls aus. Schon heute ist klar: Be-
stimmte Auswirkungen des Klima-
wandels sind in den Alpen nicht 
mehr zu verhindern. Hier muss die 
Anpassung im Zentrum stehen.

Die Alpen als 
Modellregion 

Die acht Unterzeichnerstaaten der 
Alpenkonvention haben das The-
ma Klimawandel ganz oben auf 
die Agenda gestellt. Wenn es ih-
nen gelingt, Strategien für eine 
nachhaltige Entwicklung sinnvoll 
umzusetzen, könnten die Alpen 
zum Modell werden, wie sich eine 
stark betroffene Region an den 
Klimawandel anpasst und über 
Staatengrenzen hinweg eng zu-
sammenarbeitet. 
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Die Küsten: viele Interessen

Das Integrierte Küstenzonenmanagement (IKZM) ist ein länder- 
und fachübergreifendes Konzept, das auf Freiwilligkeit beruht. Es 
soll dafür sorgen, dass die Ansprüche von Wirtschaft, Gesellschaft 
und Natur zu ihrem recht kommen und möglichst gut miteinan-
der harmonieren. Die Entwicklung gemeinsamer Zukunftspers-
pektiven gehört genauso dazu wie die frühzeitige Einbindung al-
ler planungs- und Entscheidungsbereiche. Dabei ist klar, dass sich 
Küstengebiete nur dann ökologisch und wirtschaftlich verträglich 
entwickeln werden, wenn die sich ändernden randbedingungen 
immer mitbedacht werden. Der Klimawandel steht hier als Ein-
flussfaktor ganz oben. um die Wissensbasis zu verbreitern, fördert 
die Bundesregierung mehrere Forschungsvorhaben und lässt ko-
operative Lernprojekte erproben.

Im März 2009 haben die Mitglie-
der der Alpenkonvention einen 
Aktionsplan verabschiedet. Zum 
einen geht es darum, treibhausga-
se in den Bereichen Verkehr, tou-
rismus und Energieerzeugung zu 
reduzieren. Zum anderen wird der 
plan auch Anpassungsstrategien 
enthalten. Das themenfeld ist weit 
und reicht vom schutz der biologi-
schen Vielfalt über schutzwälder 
und Wasserhaushalt bis hin zum 
nachhaltigen tourismus. Alpen-
weite Gefahrenzonen sollen aus-
gewiesen und die raumplanung 
da ran orientiert werden. Auch 
schutzgebiete sollen künftig alpen-
weit vernetzt sein, damit pflanzen 
und tiere leichter wandern und 
ausweichen können. 

Zur unterstützung der alpenspe-
zifischen Anpassungsmaßnah-
men tragen auch drei verschie-
dene europäisch geförderte pro-
jekte bei, deren Ergebnisse zum 
teil schon vorliegen. Eines davon 
ist EcONNEct, das ein Verbund-
system ökologischer Verbundsys-
teme in den Alpen fördert. Das 
Bundesumweltministerium unter-
stützt diesen Verbund.

Langfristig bedroht der 
Meeresanstieg die Küsten 

Die Luft an Nord- und Ostsee wird 
voraussichtlich im Durchschnitt 
bis zum Ende des Jahrhunderts 
nicht wesentlich wärmer werden 
als heute. Doch einiges spricht da-
für, dass die schwankungen grö-
ßer werden. Wie sich die Anzahl 
der eisigen tage oder die der war-
men Nächte verändern wird, ist 
noch nicht abzuschätzen. In der 
tendenz werden allerdings die 
sommer trockener. 

In der zweiten hälfte des Jahr-
hunderts könnten dann der Mee-
resspiegel ansteigen und sturm-
fluten die Küstenerosion verstär-
ken. Auch das Grundwasser wür-
de dann zunehmend versalzen. 
Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler sind sich noch unei-
nig, welches Ausmaß diese pro-
bleme annehmen werden. Des-
halb bemühen sich Bund und Län-
der, die Bedrohung schon jetzt 
durch Küstenschutz-Management 
zu entschärfen – wie es beispiels-
weise durch den Generalplan Küs-
tenschutz des Landes schleswig-
holstein geschieht. Besonders im 
Blick halten sie dabei Feucht- und 
Niederungsgebiete sowie regio-
nen, wo Überflutungen einen ex-
trem hohen schaden verursachen 
würden. Dazu zählen zum Beispiel 
der hamburger hafen oder Wind-
kraftparks vor der Küste, die so ge-
nannten Offshore-Anlagen.

Im Süden und Osten: 
Tendenz trockener  
und heißer

In großen teilen Ostdeutschlands, 
im nordostdeutschen tiefland und 
im südostdeutschen Becken ist es 
schon jetzt relativ trocken. Wenn 
es künftig im sommer noch weni-
ger regnet und zusätzlich wegen 
hoher temperaturen mehr Wasser 
verdunstet, kann das zu Einbußen 
bei der Ernte führen. Zudem steht 
weniger Grundwasser zur Verfü-
gung, Bäche trocknen möglicher-
weise aus. Zudem können die ho-
hen sommertemperaturen, wie sie 
insbesondere für die Lausitz pro-
gnostiziert werden, zukünftig die 
Gesundheit der Menschen belasten.

Für südwestdeutschland zeigen 
die Wetterbeobachtungsdaten der 
vergangenen 100 Jahre, dass die 
temperaturen überdurchschnitt-
lich gestiegen sind. Es ist zu erwar-
ten, dass sich der trend fortsetzt 
und sich insbesondere Bauern, Förs-
ter und Waldbesitzer darauf einstel-
len müssen. Modellen zufolge wird 
es im Oberrheingraben mehr und 
längere hitzeperioden geben – eine 
herausforderung besonders für das 
Gesundheitswesen. Zugleich wird es 
im Winter vermutlich vermehrt reg-
nen: Es ist deshalb davon auszuge-
hen, dass Flüsse und Bäche häufiger 
über die ufer treten.
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Doppelt gewinnen
˘  Wer ein Gebäude wärmeisoliert, muss im Winter weniger hei-
zen und ist im Sommer besser vor Hitze geschützt. Außerdem sinkt 
die Gesundheitsbelastung durch Lärm.

˘  Eine natur- und hochwasserschutzgerecht gestaltete landwirt-
schaftliche Nutzung in Überschwemmungsgebieten kann zum Bei-
spiel wertvolle nachwachsende Rohstoffe erzeugen, kann robust 
und wirtschaftlich rentabel sein und im Einklang mit dem Hoch-
wasserschutz stehen.

˘  Wer seinen Wald von einem Reinbestand – mit nur einer 
angepfl anzten Baumart – in einen Mischwald umbaut, stabilisiert 
das Waldökosystem. Zugleich ist mit sichereren Holzerträgen zu 
rechnen.  

3.4 Klimaschutz und 
Anpassung – möglichst
beides verbinden

Wer sich an den Klimawandel an-
passt, sollte dabei auf keinen Fall 
den Klimaschutz untergraben, son-
dern solche Maßnahmen bevorzu-
gen, die möglichst klimafreund-
lich sind. 

Allerdings lassen sich Maßnahmen 
zur Minderung von Treibhausga-
sen und Anpassungsmaßnahmen 
nicht immer sinnvoll miteinan-
der verbinden. Es kann sogar vor-
kommen, dass dem einen scha-
det, was dem anderen nützt. Wo 
so etwas absehbar ist, ist eine Pla-
nung erforderlich, welche die un-
erwünschte Wirkung so weit wie 
möglich abschwächt.

Hier können Klimaschutz und Anpassung 
in Konfl ikt geraten

˘  Um nachwachsende Rohstoffe anzubauen, was aus Klima-
schutzgründen sinnvoll ist, braucht man Flächen. Um ein Biotop-
verbundsystem einzurichten, damit Tier- und Pfl anzenarten bei 
geänderten Klimaverhältnissen ausweichen können, benötigt man 
ebenfalls Flächen. Beide Ziele sind sinnvoll – und konkurrieren mit-
einander. 

˘  Wenn die Menschen in einer Stadt möglichst nah zusammen-
leben, reduziert das den Energieverbrauch – und schützt somit 
das Klima. Verdichtete Stadtstrukturen können aber im Sommer 
zu erhöhten Hitzebelastungen führen und erfordern Anpassungs-
maßnahmen – auch damit nicht zu viel Energie zum Kühlen ver-
schleudert werden muss. Deshalb sind die verbleibenden Freiräu-
me sorgfältig zu gestalten. Auch Häuser zu dämmen, auf eine 
geringe Bodenversiegelung zu achten und Schatten spendende 
Laubbäume zu pfl anzen, trägt dazu bei, dass es in der Stadt nicht 
unerträglich heiß wird. Planer müssen solche Wechselwirkungen 
zwischen Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel unbe-
dingt im Blick haben. 



GeWussT Wie – FOrsCHuNG 
HiLFT ANpAssuNG 



Gewusst wie – Forschung 
hilft Anpassung 
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Ging es in der Klimaforschung frü-
her darum zu verstehen, wie das 
Klimasystem funktioniert und wo-
durch ein menschengemachter 
Wandel möglichst verhindert wer-
den kann, so beschäftigt sich die 
Wissenschaft heute auch damit, 
wie mit den Folgen des Wandels 
gut umzugehen ist. 

Die Bundesregierung hat Anpas-
sungsstrategien an den Klimawan-
del zu einem Schwerpunkt ihrer 
hightech-Strategie zum Klima-
schutz erklärt, für die das Bundes-
ministerium für Bildung und For-
schung die Führung übernommen 
hat. Auch in anderen Bundesmi-
nisterien genießt das Thema An-
passung inzwischen hohe Priori-
tät. So lässt das Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit untersuchen, 
wie der Klimawandel möglichst 

wenig dem Wasser, den Böden, 
der biologischen Vielfalt und der 
Gesundheit schadet. Das Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung beschäftigt sich 
insbesondere mit den Konsequen-
zen für die Schifffahrt und die 
Raumordnung. Und das Bundes-
ministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz 
kümmert sich um Fragen der 
Züchtung, der Waldwirtschaft, des 
Pflanzenbaus und der Tierhaltung.
 

rückkehr der Blumen-Königinnen: Orchideen wie der  
Bienen-ragwurz breiten sich in Deutschland wieder aus

Was beeinflusst das Klima 
und wie ändert es sich?

Die Zusammenhänge sind äußerst 
komplex. Wie sich das Klima ent-
wickelt, hängt nicht allein von der 
Atmosphäre ab. Auch ozeane und 
Landoberflächen sind zentrale Ein-
flussfaktoren – und häufig gibt es 

komplizierte Wechselwirkungen. 
Das herauszufinden ist Sache der 
Klimasystemforschung. Nur auf 
ihrer Grundlage können Szenarien 
und Modelle für die Zukunft ent-
wickelt werden – und erst davon 
lassen sich dann auch Anpassungs-
strategien ableiten. 

Erst wenn man versteht, wie das 
Klimasystem funktioniert, kann 
man seriöse Vorhersagen machen, 
was sich ändern wird – um daraus 
konkrete Anpassungsmaßnahmen 
abzuleiten. In den Forschungszen-
tren der Max-Planck-Gesellschaft 
und der helmholtz-Gemeinschaft, 
in Leibniz-Instituten und an Uni-
versitäten untersuchen Wissen-
schaftlerinnen und Wissenschaft-
ler seit langem, wie Temperaturen, 
ozeane, Luft- und Landmassen das 
Klima beeinflussen. Am Deutschen 
Klimarechenzentrum (DKRZ) in 
hamburg wird bis Anfang 2009 
ein neuer höchstleistungsrechner 
installiert, der vielfältige Daten 
verarbeiten und daraus fundier-
te und detaillierte Klimamodelle 
ableiten kann. Sowohl weltweite 
als auch regionale Entwicklungen 
lassen sich damit prognostizie-
ren. Seit 2005 erarbeitet die „Ser-
vice-Gruppe Anpassung“ (SGA) am 
Max-Planck-Institut für Meteorolo-
gie in hamburg eine einheitliche 
Basis für Methoden und Daten, die 
den Klimawandel betreffen. Die 
Forscher wollen ihre Ergebnisse 
praxistauglich gestalten und Leute 
beraten, die für ihre Entscheidun-
gen die Klimamodelle verstehen 
sollten.
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Die bisherigen Prognosen der Kli-
mamodelle beziehen sich auf Zeit-
räume, die deutlich in der Zukunft 
liegen. Für die Planung von Vor-
sorgemaßnahmen ebenso wie für 
wirtschaftlich relevante Investiti-
onsvorhaben mit ihren Planungs-, 
Finanzierungs- und Umsetzungs-
zeiträumen sind aber genauere 
Kenntnisse über die Klimaentwick-
lung der jeweils nächsten zehn 
Jahre, also mittelfristige Vorhersa-
gen, notwendig. Dieser Zeitraum 
soll künftig durch Wetter- und Kli-
maszenarien abgedeckt werden. 
Das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung will die Ent-
wicklung solcher „mittelfristiger 
Klimaprognosen“ fördern. 

Klimaforschungsstation auf der Zugspitze

Wo ist was besonders 
gefährdet?

Die Klimafolgenforschung unter-
sucht, wie sich Klimaänderungen 
auf andere natürliche Systeme aus-
wirken. Wie wandelt sich der Was-
serkreislauf, wie reagieren Tiere 
und Pflanzen? Auch die Einflüsse 
auf menschliche Lebensbedingun-
gen sind ein zentrales Interesse 
der Klimafolgenforschung: Was be-
deuten längere Trockenperioden 
für die Bauern, wie sieht es künf-
tig mit den Schneeverhältnissen in 
bestimmten Ferienregionen aus? 

Verschiedene Institute und Uni-
versitäten in Deutschland arbei-
ten an der Lösung dieser Fragen. 
So erarbeiten beispielsweise Sozi-
al- und Naturwissenschaftlerinnen 
und -wissenschaftler des Potsdam-
Instituts für Klimafolgenforschung 
(PIK) Systemanalysen, Szenarien 
und Computersimulationen. Auf 
dieser Basis können Politik, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft fun-
dierte Entscheidungen treffen, was 
Klimaschutz und Anpassungsstra-

tegien angeht. Auch der Deutsche 
Wetterdienst (DWD) liefert wichti-
ge Informationen, mit denen sich 
die Folgen des Klimawandels für 
das Stadtklima, das Gesundheits-
wesen sowie für Agrar- und Was-
serwirtschaft abschätzen lassen. 

Damit Bund, Länder und Kommu-
nen systematisch das Thema An-
passung angehen können, benö-
tigen sie eine gemeinsame Basis 
an Methoden, Daten und Erkennt-
nissen über den Klimawandel, die 
zu erwartenden Folgen und die 
bereits zu beobachtenden Effekte. 
Außerdem brauchen sie Indika-
toren, um Rückkopplungen und 
Wechselwirkungen erkennen zu 
können. Danach ist es möglich, 
systematisch spezifische Frage-
stellungen zu untersuchen: Wie 
wirkt sich der Klimawandel auf 
eine bestimmte Branche aus, wer 
wird in einer Region besonders 
zu leiden haben, oder was bedeu-
tet der Bau eines Deiches für die 
biologische Vielfalt – und welche 
anderen Sektoren beeinflusst das 
dann wiederum? 
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Erste Forschungsergebnisse

˘  Die „Vulnerabilitätsstudie“ des Umweltbundesamtes von 2005 
(Zebisch et al. 2005), die erstmals in einer bundesweiten, metho-
disch umfassenden Gesamtbetrachtung Klimafolgen und die Be-
wertung der Verwundbarkeit zusammengestellt hat. 

˘ Ergebnisse des Forschungsprogramms DEKLIM, unter anderem 
zur Verwundbarkeit des deutschen Küstenraums (Bundesministe-
rium für Bildung und Forschung).

˘ Sachstandsanalyse der Bundesforschungsanstalt für Landwirt-
schaft zu Klimafolgen und Anpassungsmaßnahmen für die deut-
sche Landwirtschaft (2007).

˘ Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung hat eine Broschüre  zu „Schifffahrt und Wasserstraßen in 
Deutschland – Zukunft gestalten im Zeichen des Klimawandels 
– Bestandsaufnahme“ veröffentlicht (siehe www.bmvbs.de/doku-
mente/-,302.1028123/Publikationen/dokument.htm). Nun werden 
die Forschungslücken geschlossen und Anpassungsmöglichkeiten 
entwickelt werden. 

˘ Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung wird auch Modellvorhaben durchführen, in denen es da-
rum geht, wie sich Raumentwicklung angesichts des Klimawan-
dels verändert. Dabei soll auch untersucht werden, wie man trotz 
zahlreicher Unsicherheiten zu sinnvollen Ergebnissen kommt. Bis 
Ende 2009 läuft noch die Vorstudie, die in Bezug auf den Klima-
wandel verschiedene Raumtypen identifi ziert. 

˘ Das Bundesministerium für Bildung und Forschung ist im 
Forschungsnetzwerk CIRCLE aktiv, das Forschungsförderer zum 
Thema Klimawirkung und Anpassung aus 19 Ländern der Europä-
ischen Union verbindet. 
 

Die Bundesregierung wird me-
thodische Vorschläge erarbeiten 
lassen, um Verwundbarkeiten ab-
schätzen zu können. Darüber hin-
aus sollen Indikatorensysteme ent-
wickelt werden. Fachliche Unter-
stützung dafür bietet eine Konzept-
studie, die das Bundesministerium 
für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit in Auftrag gegeben 
hat und deren Ergebnisse ab 2009 
zu erwarten sind. Auch das Bun-
desministerium für Bildung und 
Forschung ist hier ständig am Ball. 

Weinanbau in Brandenburg

Anpassung in einzelnen 
Regionen und Wirt-
schaftsbereichen 
erforschen

Sich an den Klimawandel anzu-
passen bedeutet vor allem, die 
negativen Seiten der Klimafolgen 
für Mensch und Umwelt zu re-
duzieren und sich so vorzuberei-
ten, dass Wohlstand, Lebensqua-
lität und Zukunftsmöglichkeiten 
möglichst wenig leiden. Die An-
passungsforschung zielt auf die 

http://www.bmvbs.de/dokumente/-,302.1028123/Publikationen/dokument.htm
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Hier wird geforscht
Klimazwei: Mit diesem Förderprogramm verfolgt das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung das Ziel, praktische hand-
lungshilfen zu entwickeln. unterstützt werden zum einen projekte, 
die darauf abzielen, dass weniger treibhausgase entstehen. Zum 
zweiten gibt es aber auch 15 Millionen euro Fördergeld für 19 For-
schungsverbünde, die Anpassungsmaßnahmen entwickeln (siehe 
www.klimazwei.de).

KLIMZUG: Das Bundesministerium für Bildung und Forschung hat 
den Förderschwerpunkt KliMZuG aufgelegt: „Klimawandel in re-
gionen zukunftsfähig gestalten“. er soll regionen helfen, die zu 
erwartenden extremen wetterereignisse in ihre planungen einzu-
beziehen und sie fit zu machen für das leben unter Bedingungen 
des Klimawandels. Die regionen sollen sich untereinander vernet-
zen, erfahrungen, techniken und strategien austauschen und – 
wo möglich – auch gemeinsam chancen nutzen. Zwischen 2008 
bis 2013 stellt das Bundesforschungsministerium 75 Millionen 
euro für KliMZuG zur Verfügung (siehe www.klimzug.de).

GLOWA: um das thema „Globaler wandel des wasserkreislau-
fes“ geht es in fünf großen Verbundprojekten, die seit dem Jahr 
2000 zusammenarbeiten. sie entwickeln entscheidungsgrundla-
gen, wie die lebensnotwendige ressource wasser unter veränder-
ten rahmenbedingungen am besten zu bewirtschaften ist. Auf 
deutschem Boden werden die GlowA-projekte zur elbe und zur 
Donau gefördert. 

KLIWAS: Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und stadtent-
wicklung hat Mitte 2008 das Forschungsprogramm „KliwAs“ auf 
den weg gebracht: „Auswirkungen des Klimawandels auf was-
serstraßen und schifffahrt – entwicklung von Anpassungsoptio-
nen“. neben Verkehrsbelangen sollen auch andere Aspekte der 
Meeres-, Küsten- und Binnengewässer untersucht werden. im Zent-
rum steht die Frage, wie sich sinkende oder steigende wasserspie-
gel, extremes hoch- und niedrigwasser sowie veränderte nieder-
schlags- und Verdunstungsmengen auf die schifffahrt auswirken. 
Auch die wasserwirtschaft soll später von den erkenntnissen pro-
fitieren können. Darüber hinaus fördert das Ministerium ein Mo-
dellvorhaben, das der Frage nachgeht, was der Klimawandel für 
raumordnung, regional- und stadtentwicklung bedeutet und wie 
Anpassung hier konkret umgesetzt werden kann. 

entwicklung von strategien und 
Maßnahmen, mit denen regionen 
oder wirtschaftsbereiche fit für 
ein leben und wirtschaften un-
ter den Bedingungen des Klima-
wandels gemacht werden können. 
in regionaler perspektive geht es 
dabei darum, Auswirkungen des 
Klimawandels auf regionale pla-
nungs- und entscheidungsprozes-
se zu berücksichtigen, regionale 
netzwerke zu schaffen sowie tech-
nologien, Verfahren und Konzepte 
zur Anpassung in den jeweiligen 
regionen zu entwickeln und zu er-
proben. in der sektoralen Anpas-
sungsforschung stehen spezifische 
Bedürfnisfelder, etwa die ernäh-
rung, oder wertschöpfungsketten 
im Blickpunkt. Die sozialen Folgen 
des Klimawandels und wie diese 
aufgefangen werden können, sind 
ein weiteres zentrales Anliegen. 

sektorale Anpassungsforschung ist 
nicht neu: schon seit 20 Jahren be-
schäftigt sich das Bundesministeri-
um für ernährung, landwirtschaft 
und Verbraucherschutz damit, wie 
unter den Bedingungen des Kli-
mawandels eine standortgerechte 
Agrarproduktion aussehen kann. 
Anfang 2008 wurde ein neues 
institut eingerichtet, das vor al-
lem erforscht, was der Klimawan-
del für land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei, ländliche räume und 
Gewässer bedeutet – und wie da-
mit ökonomisch und ökologisch 
am besten umzugehen ist. soll-
ten andere pflanzen angebaut 
oder technisch etwas verändert 
werden? welche neuen parasiten 
sind zu erwarten – und wodurch 
wird man ihrer herr? 

Wetterstation auf der Nordsee-Insel Amrum

http://www.klimzug.de
http://www.klimazwei.de
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Erlenbruchwald auf der Insel Rügen

Das Land nachhaltig nutzen

Ob ein Stück Land mit Wald, Asphalt oder einem Acker bedeckt 
ist, beeinfl usst das lokale Klima. Auch die Vielfalt und die Leis-
tung der Lebewesen, die hier anzutreffen sind, hängen wesent-
lich von der Art der Landnutzung ab. Umgekehrt hängt die Mög-
lichkeit, Nutzpfl anzen anzubauen oder andere Leistungen, wie 
Grundwasser oder frische Luft geliefert zu bekommen, stark da-
von ab, wie oft und wie viel es regnet oder welche Temperatu-
ren herrschen. Kurzum: Wechselwirkungen zwischen Klima und 
Landnutzung prägen das System. Sie zu untersuchen rückt immer 
stärker ins Zentrum des wissenschaftlichen Interesses: Schließlich 
hängen die künftigen Möglichkeiten, das Land zu nutzen, wesent-
lich davon ab. 

Zum einen geht es darum, negative Wirkungen von Eingriffen zu 
verhindern oder zumindest abzumildern. Zum anderen stellt die 
Landoberfl äche sowohl eine Quelle als auch Senke von Treibhaus-
gasen dar. Letzteres bedeutet zum Beispiel, dass das Treibhausgas 
CO

2
 in Wäldern oder Mooren gebunden werden kann. 

Weil hier vieles miteinander zusammenhängt, kommen Forsche-
rinnen und Forscher nur mit integrativen, das heißt umfassenden 
Ansätzen voran. Das Bundesministerium für Bildung und For-
schung hat hierzu aktuell einen Förderschwerpunkt ausgeschrie-
ben. In Beispielregionen, die besonders vom Klimawandel betrof-
fen sind, sollen Strategien, Handlungsoptionen und Systemlösun-
gen entwickeln werden.

Bundesregierung liefert 
Instrumenten für Akteure

Es macht keinen Sinn, immer wie-
der das Rad neu zu erfi nden. Des-
halb liefert die Bundesregierung 
einen Instrumentenkasten, mit 
dem Akteure herausfi nden kön-
nen, was in ihrem Bereich durch 
den Klimawandel ansteht und wel-
che Möglichkeiten sie haben, da-
mit umzugehen. Checklisten sol-
len Unternehmen, Organisationen 
und Verwaltungen helfen.

Ein Beispiel ist das seit Ende 2008 
laufende Vorhaben des Bundes-
ministeriums für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit und 
des Umweltbundesamtes „Opera-
tive und strategische Unterstüt-
zung des Managements von Kli-
marisiken und -chancen“. Auch 
der Projektkatalog „gute Praxis“ 
ist hilfreich – er ist im Internet un-
ter www.anpassung.net einzuse-
hen. Als weiteres Instrument lässt 
die Bundesregierung ein geografi -
sches Informationssystem erarbei-
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ten, das Risikokarten zu bestimm-
ten Themen bereithält. 

Anregungen zur Entwicklung derar-
tiger Instrumente gibt es zum Bei-
spiel in Großbritannien. Das „UK 
Climate Impacts Programme“ stellt 
kostenlos die Instrumente „Adapta-
tion Wizzard“, „Business Assessment 
Tool“ und „Local Climate Impacts 
Profile“ zur Verfügung.

Schwerpunkte setzen, 
Erfolge und Misserfolge 
ermitteln

Um den Anpassungsbedarf ange-
messen zu bewerten, müssen die 
Auswirkungen auf verschiedene 
Sektoren einbezogen werden. Um 
daraus Schwerpunkte oder Prio-
ritäten des handelns abzuleiten, 
die von vielen akzeptiert werden, 
braucht man allgemein anerkann-
te Bewertungskriterien. So könnte 
man sich zum Beispiel darauf eini-
gen, dass irreversible Veränderun-
gen zuallererst zu vermeiden sind. 
Auch das Ausmaß der erwarteten 
Auswirkungen, der Schadensum-
fang und die Frage, ob die Folgen 
sofort oder erst in fernerer Zu-
kunft eintreten, könnten geeigne-
te Bewertungsmaßstäbe sein.

Bisher fehlen für Deutschland ab-
gestimmte Kriterien. hier muss zu-
nächst weitergeforscht, dann dis-
kutiert und entschieden werden. 

Der Klimawandel wird vielfach zu 
wirtschaftlichen Einbußen führen. 
Doch auch Gegenmaßnahmen kos-
ten. Ökonomische Analysen sind 
eine wichtige Grundlage, wenn es 

darum geht, verschiedene hand-
lungsmöglichkeiten gegeneinan-
der abzuwägen. Darüber hinaus 
müssen auch die Schäden kalku-
liert werden, die trotz Anpassungs-
maßnahmen entstehen werden. 

Innerhalb der hightech-Strategie 
zum Klimaschutz der Bundesregie-
rung laufen derzeit Forschungs-
projekte, die die Folgen des Kli-
mawandels für Branchen, Volks-
wirtschaften, global verflochtene 
Wertschöpfungsketten und die 
Weltwirtschaft als Ganzes abzu-
schätzen versuchen. Dabei sol-
len nicht nur die Kosten, sondern 
auch die ökonomischen Vorteile 
für einzelne Branchen und Wirt-
schaftsbereiche berücksichtigt 
werden, die sich durch die inter-
nationalen Klimaabkommen erge-
ben. Schließlich wird die Nachfra-
ge nach klimaschonender Technik 
weiter deutlich zunehmen.

Ist eingetreten, was durch die An-
passung erhofft und erwartet wur-
de? Bevor eine Maßnahme ausge-
weitet oder auf andere Regionen 
übertragen wird, sollte ihr Erfolg 
kontrolliert werden. Auch die Re-
aktion von Anwohnern, Unterneh-
men und Verbänden liefert hin-
weise, ob das Projekt als „gute Pra-
xis“ gelten kann. Erfolg sollte am 
klassischen Nachhaltigkeitsdrei-
klang gemessen werden: Was be-
deutet die Maßnahme – oder ihr 
Fehlen – für Ökologie, Ökonomie 
und Soziales?

Regelmäßig über laufende Akti-
vitäten zu berichten, ist der erste 
Schritt, um die Deutsche Anpas-
sungsstrategie zu überprüfen und 
auszuwerten. Parallel dazu wird die 
Bundesregierung geeignete Instru-
mente und Indikatoren entwickeln 
lassen (siehe unter „Wo ist was be-
sonders gefährdet?“, Seite 51).

Ausgetrockneter see im oberen isartal/Bayern, April 2007
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uN-Klimaschutzkonferenz, Bali 2007

5.1 Was unternimmt die  
Weltgemeinschaft?

Die Menschheit muss sich an den 
Klimawandel anpassen und ent-
sprechende Maßnahmen entwi-
ckeln, um sich zu schützen. Das 
hat die internationale Staaten-
gemeinschaft – und damit auch 
Deutschland – bereits in den 
1990er Jahren beschlossen. Danach 
sollen insbesondere Entwicklungs-
länder, die gegenüber den nach-
teiligen Auswirkungen des Klima-
wandels sehr anfällig sind, bei der 
Anpassung unterstützt werden. 
obwohl die ärmeren Regionen der 
Welt nur wenig für den Klimawan-
del verantwortlich sind, haben sie 
absehbar große Lasten zu tragen. 
Verschiedene Institutionen kalku-
lieren den Finanzbedarf für Anpas-
sung sehr unterschiedlich. Das Se-
kretariat der Klimarahmenkonven-
tion (UNFCCC Secretariat) gibt ak-
tuell für Entwicklungsländer einen 
Finanzierungsbedarf von 23 bis 54 
Millionen Euro pro Jahr für 2030 an 
(siehe auch www.germanwatch.org/
klima/adapt08e.pdf).  

Auf Bali haben die Vertragsstaa-
ten der Vereinten Nationen (UN) 
Ende 2007 einen Aktionsplan be-
schlossen (UNFCCC-Entscheidung 
1/CP.13), der die vier Säulen Min-
derung der Treibhausgase, Anpas-
sung, Finanzierung und Techno-
logie umfasst. Dazu wird 2009 ein 
eigener Anpassungsfonds seine Ar-
beit aufnehmen. 

Dahinter steht auch die Einsicht, 
dass die Folgen des Klimawandels 
bereits heute Konflikte anheizen. 
Wenn sich Wüsten ausbreiten, das 
Trinkwasser regional noch knap-
per wird, Ernten verdorren, Unwet-
ter häufiger auftreten oder ganze 

Küstenregionen vom Meeresspie-
gelanstieg bedroht sind, werden 
Menschen ihre heimat verlassen. 
Schon heute ist ein Teil der welt-
weiten Migration auf derartige 
Klimafolgen zurückzuführen. So-
wohl die Vereinten Nationen in 
ihrer Sicherheitsrat-Debatte im 
April 2008 als auch die EU mit 
ihrem Beschluss für ein Europäi-
sches Aktionsprogramm sowie die 
deutsche Bundesregierung (siehe 
www.wbgu.de/wbgu_jg2007.html) 
haben diesen Zusammenhang 
klar benannt. 

5.2 Was unternimmt 
die Bundesregierung?

Insbesondere in Teilen Afrikas 
und für die kleinen Inselstaaten 
wirkt sich der Klimawandel um-
fassend aus. Fortschritte bei der 
Armutsbekämpfung könnten zu-
nichte gemacht werden. Deshalb 
muss die deutsche Entwicklungs-
politik den Klimawandel einbezie-
hen. Insbesondere bei Program-
men, die das Ziel haben, die im 
Jahr 2000 vereinbarten Millen-
niumentwicklungsziele zu errei-
chen. Schließlich macht es keinen 
Sinn, eine Schule in einem Gebiet 
zu bauen, das durch Meeresspie-
gelanstieg gefährdet ist, oder eine 
Landwirtschaft zu fördern, die zu-
künftig keine Erträge mehr erwar-
ten lässt. Das Bundesministerium 
für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung sorgt da-
her für einen systematischen „Kli-
macheck“ der Entwicklungshilfe-

programme und Maßnahmen. Der 
soll sicherstellen, dass die deut-
sche Politik die Widerstandsfähig-
keit von Entwicklungsländern ge-
gen den Klimawandel tatsächlich 
stärkt. 

Vor allem gilt es, Menschen vor 
ort mit dem notwendigen hand-
werkszeug auszustatten, damit sie 
den Anpassungsprozess selbst ini-
tiieren und steuern können. Auch 
gilt es, andere Länder darin zu 
unterstützen, selbst eine angemes-
sene Anpassungsstrategie zu erar-
beiten, um ihre Entwicklungspoli-
tik daran orientieren zu können. 
Wie so etwas aussehen kann, zei-
gen die bereits vorliegenden Pro-
gramme für die am wenigsten 
entwickelte Länder, die 38 vorlie-
genden „National Adaptation Pro-
grammes of Action“ (NAPA; siehe 
http://unfccc.int/adaptation/na-
pas/items/2679.php). Zur Unter-
stützung gehört auch, Forschungs-
kapazitäten auszubauen. Die Bun-
desregierung setzt sich dafür ein, 
dass auf der Vertragsstaatenkon-
ferenz zum Klimaschutz 2009 in 
Kopenhagen ein ausreichend gro-
ßer Finanztopf beschlossen wird, 
damit Anpassungsmaßnahmen in 
Entwicklungsländern bezahlt wer-
den können. 

Die Bundesregierung hat im 
haushalt 2009 für den Geschäfts-
bereich des Bundesministeriums 
für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung (BMZ) 
rund 5,7 Milliarden Euro einge-
plant. Dadurch wird deutlich, dass 
Deutschland zu den gewichtigen 

http://www.germanwatch.org/klima/adapt08e.pdf
http://www.wbgu.de/wbgu_jg2007.html
http://unfccc.int/adaptation/napas/items/2679.php
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Deutsche Klimaschutzinitiative
Unabhängig von den anstehenden internationalen Entscheidun-
gen, eine Finanzierung zu organisieren, mit der Entwicklungslän-
der unterstützt werden, ohne ihnen die Entscheidungen aus der 
Hand zu nehmen, hat die Bundesregierung bereits im Jahr 2008 
rund 120 Millionen Euro für internationale Anpassungs- und Kli-
maschutzprojekte zur Verfügung gestellt. Die deutsche Klima-
schutzinitiative wird aus Erlösen des Emissionshandels fi nanziert. 
Im Jahr 2009 sind für internationale Projekte weitere 225 Millio-
nen Euro eingeplant (www.bmu.de/klimaschutzinitiative). 

Partnern in der internationalen 
Armutsbekämpfung zählt. Dies 
schließt auch die Unterstützung 
von Anpassungsbemühungen von 
Entwicklungspartnern ein. 

Darüber hinaus engagiert sich 
Deutschland für das Nairobi-Ar-
beitsprogramm. Es hilft Ländern, 
die Auswirkungen des Klimawan-
dels besser zu verstehen und zu 
fassen. Schließlich beteiligt sich 
Deutschland auch an mehreren 
multilateralen Projekten – etwa 
dem „Strategic Climate Fund“ der 
Weltbank – und bezieht das The-
ma überall dort in seine bilaterale 
Zusammenarbeit mit Staaten ein, 
wo es sinnvoll und notwendig er-
scheint. Die Leitfragen dabei sind: 
Wie wird sich der Klimawandel 
auf ein Land auswirken und wie 
kann es schon jetzt beginnen, sich 
auf dieses Zukunftsszenario vor-
zubereiten? Was muss getan wer-
den, um die wirtschaftliche, ge-
sellschaftliche und politische Ver-
wundbarkeit eines Landes durch 
den Klimawandel zu verringern? 
Und wer braucht Unterstützung 
bei der Anpassung? Im Zentrum 
stehen die am stärksten betrof-
fenen Sektoren Landwirtschaft, 
Wasser und Gesundheit. 

Zur Unterstützung der Anpassung 
sollte auch geprüft werden, wo 
mit der Umwelt-, Agrar-, Handels- 
und Forschungspolitik zusammen-
gearbeitet werden kann. Ökosys-
teme nachhaltig zu nutzen und 
Ressourcen klug zu bewirtschaf-
ten, ermöglichen oft Situationen 
von allseitigem Nutzen. Im besten 
Fall mindern Maßnahmen gleich-
zeitig die Armut, die Natur wird 
geschützt, das Klima entlastet und 
notwendige Anpassungsmaßnah-
men an den Klimawandel werden 
realisiert. Internationale Handels-

abkommen können ebenfalls in 
eine solche Richtung wirken. Ein 
Beispiel ist der EU-Aktionsplan 
„Rechtsdurchsetzung, Politikge-
staltung und Handel im Forstsek-
tor“ (EU-FLEGT), der das illegale 
Abholzen von Bäumen und Wäl-
dern bekämpft. 

Vor allem in den ärmsten Ländern 
gefährdet der Klimawandel eine 
gesicherte Ernährung. Deshalb 
muss eine nachhaltige, zukunfts-
fähige Landwirtschaft aufgebaut 
werden. Forschung, Beratung und 
Ausbildung sind dafür wichtige 
Voraussetzungen. Zugleich sollte 
die Wirtschaftsstruktur vielfältiger 
werden. Wie das konkret aussieht, 
muss in Kooperation mit den be-
troffenen Ländern im Einzelfall 
untersucht und dann in maßge-
schneiderten Programmen um-
gesetzt werden. Deutschland und 
andere Geberländer unterstützen 
solche Prozesse, die Verantwor-
tung aber liegt bei den Entwick-
lungsländern. Sie müssen Struktu-
ren aufbauen, die auf lange Sicht 
ohne Hilfe von außen bestehen 
können.

Die Alternative ist folgenschwer – 
und zwar für alle. Verschlechtern 

sich die Lebensbedingungen auf-
grund des Klimawandels weiter, 
verlassen immer mehr Menschen 
ihre Heimat. Soziale Spannungen 
werden einer politischen und reli-
giösen Radikalisierung Vorschub 
leisten – und die Fluchtursachen 
weiter verschärfen. Davon betrof-
fen könnten insbesondere Län-
der sein, aus denen heute schon 
Abwanderungsrouten in die Eu-
ropäische Union und ihre Nach-
barregionen führen. Die Zusam-
menhänge zwischen klimatischen 
Veränderungen und Wanderungs-
bewegungen (Migration) wer-
den derzeit erforscht (siehe zum 
Beispiel: www.each-for.eu/index.
php?module=main). Weil die EU-
Migrationspolitik so konstruiert ist, 
dass sie fl exibel reagieren kann, 
ist sie im Prinzip auf diese Anfor-
derungen vorbereitet. Sie verfügt 
auch über Instrumente, um mit 
Drittstaaten entlang der wichtigs-
ten Wanderungs- beziehungswei-
se Migrationsrouten entsprechend 
zu kooperieren. Dagegen muss der 
globale migrationspolitische Dia-
log – zum Beispiel im Rahmen des 
„Global Forum Migration and De-
velopment“ (GFMD) – noch um das 
Thema „Klimawandel und die Fol-
gen“ ergänzt werden. 

http://www.each-for.eu/index.php?module=main
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Die Bundesregierung will bis Ende 
März 2011 einen Aktionsplan zur 
Klimaanpassung vorlegen. Dieser 
wird auf aktuellen Klimainforma-
tionen und Forschungsergebnis-
sen aufbauen. Um diesen zu er-
arbeiten, muss und wird sie auf 
mehreren Ebenen aktiv werden.

6.1 Informieren 

Anpassung erfordert häufi g, sein 
Verhalten zu ändern. Das heißt 
auch oft, Geld auszugeben. Ob 
jemand dazu bereit ist, hängt 
wesentlich davon ab, ob er einen 
ausreichenden Nutzen davon er-
wartet.

Damit die Bürgerinnen und Bür-
ger eigenverantwortlich und kom-
petent entscheiden können, brau-
chen sie umfassende und objekti-
ve Informationen. Gleiches gilt für 
Fachleute, die Klimafolgen, Ein-
trittswahrscheinlichkeiten und An-
passungsmöglichkeiten einschät-
zen müssen, bevor sie etwas pla-
nen. Die Bundesregierung wird 
ihre Öffentlichkeitsarbeit daher 
verstärkt darauf ausrichten, den 
aktuellen Stand des Wissens zu 
vermitteln und zudem entspre-
chende Bildungsmaterialien her-
auszugeben.

Inhalte des Aktionsplans
˘  Grundsätze und Kriterien für die Benennung und Bewertung 
von Anpassungsbedarf 

˘ eine Liste der Maßnahmen, die für die Bundesregierung im 
Vordergrund stehen 

˘ eine Übersicht, welche Maßnahmen von anderen Akteuren 
geplant sind

˘ Aussagen zu Finanzierungsmöglichkeiten 

˘ Vorschläge für eine Erfolgskontrolle von Anpassungs-
maßnahmen 

˘ die Weiterentwicklung der Deutschen Anpassungsstrategie 
und die Nennung der nächsten Schritte  

Dazu wird die Bundesregierung 
Folgendes tun 

˘  die Diskussion über die Deutsche Anpassungsstrategie fördern 
– und zwar fachübergreifend und mit vielfältigen Akteuren 

˘ transparent machen, welche Risiken auf Deutschland durch 
den Klimawandel zukommen und darauf fußend abschätzen, wo 
und in welchem Umfang Schäden zu erwarten sind, wenn keine 
Gegenmaßnahmen ergriffen werden

˘ dazu beitragen, dass Anpassung an den Klimawandel immer 
mitgedacht wird, wenn künftig geplant und entschieden wird

˘ geeignete Rahmenbedingungen schaffen, damit Anpassungs-
kapazitäten entwickelt und gestärkt werden – und zwar sowohl 
auf ökologischer, technischer und gesellschaftlicher Ebene. 
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6.2 Viele Akteure 
beteiligen 

Der Aktionsplan, der 2011 vorlie-
gen wird, soll möglichst klar und 
konkret Verantwortlichkeiten fest-
legen. Um Interessenkonflikte 
schon im Vorfeld von Entscheidun-
gen zu entschärfen oder zu über-
winden, Eigeninitiative zu wecken 
sowie Ideen und Initiativen von 
vielen Seiten aufzunehmen, müs-
sen relevante Akteure rechtzei-
tig mitreden können. Dabei sind 
selbstverständlich die von der Ver-
fassung gesetzten Zuständigkeiten 
zu beachten. 

Insbesondere die Bundesländer 
sind unverzichtbare Partner für 
die Anpassung. Die Bundesre-
gierung will noch intensiver mit 
ihnen zusammenarbeiten, um 
ein koordiniertes Vorgehen zu  
erreichen. 

Dabei sollen auch die bereits auf 
Länderebene entwickelten Pläne 
einbezogen werden. Regierungen 
und Verwaltungen müssen die 
Frage der Anpassung künftig im-
mer mit berücksichtigen. Wie das 
abzusichern ist, muss gemeinsam 
geklärt werden.

Viele Anpassungsmaßnahmen 
sind auf regionaler oder lokaler 
Ebene zu planen und durchzufüh-
ren. Die Bundesregierung kann 
und will dafür hilfestellungen an-
bieten. Wie die aussehen sollten, 
möchte sie mit den kommunalen 
Spitzenverbänden und Vertretern 
interessierter Kommunen und 
Kreise diskutieren. Um dabei Fach-
leute und die Bevölkerung ein-
zubeziehen, sollen auch online-
Konsultationen und andere elek-
tronische Beteiligungsformen ein-
gesetzt werden. Darüber hinaus 
strebt die Bundesregierung den 
Dialog mit Unternehmen, Verbän-

den, Wissenschaft und weiteren 
gesellschaftlichen Akteuren an. 

Um die Anpassungsstrategie im 
Dialog besser fassbar auszuarbei-
ten und weiter über Chancen der 
Anpassung und Risiken des Kli-
mawandels zu diskutieren und zu 
informieren, veranstaltet das Bun-
desumweltministerium am 
18. Mai 2009 die „Berliner Klima-
konferenz – Wege zur Anpas-
sung an den Klimawandel“. Die 
Konferenz will auch erste Vorstel-
lungen für einen gemeinsamen 
Aktionsplan besprechen. In Ver-
bindung mit der Konferenz fin-
det am 19. Mai ein Fachworkshop 
mit den Kommunen statt. Danach 
geht es in Fachgesprächen und 
-konferenzen zu einzelnen Aspek-
ten weiter. Zusätzlich soll das The-
ma in bereits bestehenden Dialog-, 
Beteiligungs- und Beratungsgremi-
en auf die Tagesordnung 
kommen. 
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Gremien: Hier wird Politik gemacht, 
geforscht und Wissen vermittelt

Die Bundesregierung wird eine Interministerielle 
Arbeitsgruppe Anpassung an den Klimawandel 
(IMA Anpassungsstrategie) einsetzen, in der alle 
ressorts vertreten sind. Die Federführung und Ver-
antwortung liegt beim Bundesministerium für um-
welt, Naturschutz und reaktorsicherheit. Die IMA 
erarbeitet den Aktionsplan Anpassung. Ab dem Jahr 
2013 wird sie im Zweijahresrhythmus bewerten, 
wie er bis dahin umgesetzt wurde. In der IMA sollen 
nicht nur die verschiedenen perspektiven und Inte-
ressen der ressorts auf den tisch kommen. Die Ar-
beitsgruppe soll auch den allgemeinen Dialog- und 
Diskussionsprozess organisieren und begleiten. 

Der vom Bundesministerium für umwelt, Natur-
schutz und reaktorsicherheit initiierte Bund-Län-
der-Austausch zur Anpassung an den Klimawan-
del wird mit neuem, erweitertem Mandat fortge-
setzt. Außerdem ist der Klimawandel auch regelmä-
ßig thema auf Bund-Länder-Fachministertreffen.

Das Bundesumweltministerium hat im Jahr 2006 
das Kompetenzzentrum Klimafolgen und Anpas-

sung (KomPass) im umweltbundesamt eingerich-
tet (www.anpassung.net). Wer sich über Anpassung 
informieren will, ist hier richtig. Kompass bereitet 
Fachwissen verständlich auf und versorgt insbeson-
dere Entscheidungsträger damit. Außerdem hat es 
die Aufgabe, Akteure miteinander zu vernetzen, 
die Öffentlichkeit zu sensibilisieren und einen Über-
blick über Anpassungsprojekte bereitzustellen. 

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung 
schreibt Information und Beratung in seiner high-
tech-strategie zum Klimaschutz groß. Deshalb soll 
das Climate Service Center (CSC) am helmholtz-
Forschungszentrum in Geesthacht das Wissen über 
die aktuelle Klimaforschung schnell unter die Leute 
bringen. Außerdem haben die Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler die Aufgabe, verschiedene Kli-
maszenarien und -modelle miteinander zu verknüp-
fen und daraus handhabbare Daten und Beratungs-
angebote abzuleiten. Das csc koordiniert seine Ak-
tivitäten mit Kompass und dem Deutschen Wetter-
dienst, um Doppelarbeit zu vermeiden.
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Ein Beispiel: Der Dialog mit der Finanzwirtschaft

in punkto klimawandel und Finanzwirtschaft 
kommt es der Bundesregierung vor allem auf zwei 
Aspekte an: Anpassungsprojekte müssen zum ei-
nen Finanzierungsmöglichkeiten finden. zum ande-
ren brauchen Firmen, die entsprechende techniken 
herstellen, ausreichend geld, um ihr marktpotenzial 
zu erschließen. Als Dialogpartner steht der Bundes-
regierung das „Finanz-Forum: klimawandel“ gegen-
über, das sich im rahmen der Hightech-strategie 
zum klimaschutz gegründet hat.

gegenwärtig erarbeitet das Finanz-Forum gemein-
sam mit dem „sustainable Business institute“ der 
european Business school (eBs) ein programm. Das 
soll den Dialog zwischen dem Bundesfinanzminis-
terium, den Banken und Versicherungen sowie Ver-
tretern der realwirtschaft organisieren. ziel ist es, 
dass die Finanzwirtschaft sich angemessen und gut 
informiert auf den klimawandel einstellt und ihre 
instrumente darauf ausrichtet.
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GLOssAr

˘ Anpassung
	 Als Anpassung bezeichnet man 

Maßnahmen, mit denen natür-
liche und menschliche Syste-
me gewappnet werden, um die 
Folgen des Klimawandels mög-
lichst unbeschadet zu überste-
hen. Die Maßnahmen sind viel-
fältig. Manche sorgen vor, an-
dere reagieren auf bereits ein-
getretene Veränderungen. Man-
che werden vom Staat initiiert, 
andere von privaten organisa-
tionen oder betroffenen Men-
schen. Manche geschehen auto-
nom, andere sind geplant. 

˘ Anpassungsfähigkeit
	 Die Anpassungsfähigkeit eines 

Landes hängt davon ab, welche 
Institutionen, Fähigkeiten und 
Ressourcen ihm zur Verfügung 
stehen. 

˘ Biologische Vielfalt
	 Biologische Vielfalt oder Biodi-

versität umfasst drei Bereiche: 
die Vielfalt von Ökosystemen, 
die Vielfalt der Arten sowie die 
genetische Vielfalt innerhalb ei-
ner Art.

˘ Empfindlichkeit, Sensitivität
	 Empfindlichkeit bezeichnet 

das Maß, in dem ein natürli-
ches oder menschliches System 
durch Klimaänderungen be-
einflusst werden kann. Manche 
Veränderungen wirken unmit-
telbar, andere indirekt. 

˘ Extremes Wetterereignis, 
 Extremereignis
	 Jedes Wetter, das an einem ort 

zu dieser Jahreszeit äußerst sel-
ten auftritt, ist ein extremes 
Wetterereignis. Wenn extremes 
Wetter über eine längere Zeit-
spanne bestehen bleibt, kann 
es als „extremes Klimaereignis“ 
klassifiziert werden. 

˘ Klima
	 Klima wird im engen Sinn de-

finiert als statistisches „Durch-
schnittswetter“, das in einer 
Region über Monate bis hin zu 
Tausenden von Jahren herrscht. 
Der klassische, von der Welt-
organisation für Meteorologie 
(WMo) definierte Zeitraum  
(= Klimanormalperiode) sind 
30 Jahre. Einbezogen sind die 
Variablen Temperatur, Nieder-
schlag und Wind. 

˘ Klimamodell
	 Ein Klimamodell beschreibt ein 

Klimasystem mit Zahlen. Ein-
bezogen sind – je nach Kom-
plexität – mehr oder weniger 
viele physikalische, chemische 
und biologische Eigenschaften. 
Wechselwirkungen und Rück-
kopplungsprozesse werden be-
rechnet – etwa der Zusammen-
hang von Temperatur, Meeres-
strömungen und Eisbildung. In-
teraktive Klimamodelle werden 
verwendet, um den Einfluss ver-
schiedener Faktoren zu verste-

hen, Veränderungen zu simulie-
ren und Prognosen zu erstellen. 

˘ Klimaprognose
	 Eine Klimaprognose schätzt ein, 

wie sich das Klima wahrschein-
lich entwickeln wird. 

˘ Klimaprojektion
	 Klimaprojektionen versuchen 

vorherzusagen, wie sich das 
Klima verändert, wenn unter-
schiedliche Mengen und Arten 
von Treibhausgasen emittiert 
werden.  

˘ Klimavariabilität
	 Klimavariabilität bezeichnet 

die zeitlichen und räumlichen 
Schwankungen des Klimas um 
einen mittleren Zustand herum. 
Die Variabilität kann durch na-
türliche Prozesse innerhalb des 
Klimasystems zustande kom-
men (interne Variabilität) oder 
durch menschliche Einflüsse 
verursacht sein (externe Varia-
bilität).

˘ Kritische Infrastrukturen 
 organisationen und Einrichtun-

gen mit wichtiger Bedeutung 
für das staatliche Gemeinwesen, 
bei deren Ausfall oder Beein-
trächtigung nachhaltig wirken-
de Versorgungsengpässe, erheb-
liche Störungen der öffentlichen 
Sicherheit oder andere dramati-
sche Folgen eintreten würden.
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˘ Regionales Klimamodell
	 Tendenziell arbeiten regionale 

Klimamodelle mit zwei unter-
schiedlichen Verfahren. Die ei-
nen stellen zunächst Beziehun-
gen her zwischen Großwetterla-
gen und der Situation in kleine-
ren Gebieten in der Vergangen-
heit und leiten dann anschlie-
ßend aus den globalen Klima-
modellen Vorhersagen auch 
für die Zukunft des regionalen 
Klimas ab. Beispiele dafür sind 
WETTREG (Wetterlagenbasierte 
Regionalisierungsmethode)
und STAR (Statistisches Regio-
nalisierungsmodell). Dagegen 
leiten REMo (Regionalmodell) 
und CLM (Climate Local Model) 
ihre Ergebnisse direkt aus den 
globalen Klimamodellen ab, in-
dem sie Parameter für Teilge-
biete erstellen. 

	

˘ SRES-Szenarien
	 SRES-Szenarien sind Emissions-

szenarien des Weltklimarats 
(Intergovernmental Panel on 
Climate Change – IPCC), die er 
seit seinem 2001 veröffentlich-
ten Bericht „Special Report on 
Emission Scenarios“ verwendet. 
Folgende Begriffe sind wichtig, 
um Struktur und Gebrauch von 
SRES-Szenarien zu verstehen. 

	 ˘ Szenarienfamilie: Szenari-
en, die jeweils ähnliche gesell-
schaftliche, wirtschaftliche und 
technische Entwicklungen zu-

grunde legen. Vier Szenarien-
familien sind beschrieben: A1, 
A2, B1 und B2.

	 ˘ Illustratives Szenario: Ein 
illustratives Szenario veran-
schaulicht, wie man sich die 
sechs Szenariengruppen je-
weils vorzustellen hat. Der 
Weltklimarat hat dafür neben 
den vier überarbeiteten Szena-
rienfamilien (sie heißen jetzt 
A1B, A2, B1 und B2) noch zwei 
weitere Szenarien konstruiert: 
A1FI und A1T.  

˘  Musterszenarien: Muster-
szenarien sollen berechnen, wie 
sich die eine oder andere Szena-
rienfamilie bzw. -gruppe unter 
bestimmten Bedingungen ent-
wickelt. 

	 ˘ Modellgeschichte: Eine 
Modellgeschichte erzählt die 
haupteigenschaften einer Sze-
nariogruppe und beschreibt 
ihre Entwicklungsdynamik.

˘ Unsicherheit
	 Unsicherheit entsteht durch 

einen Mangel an Informati-
on oder durch unterschiedli-
che Meinungen darüber, was 
bekannt ist oder bekannt sein 
kann. Unsicherheit kann vie-
le Ursachen haben: fehlerhafte 
Daten, mehrdeutig formulier-
te Konzepte und Terminologien 
oder die Ungewissheit, wie sich 

Menschen verhalten. Unsicher-
heit wird entweder in Zahlen 
ausgedrückt – etwa wenn ver-
schiedene Klimamodelle zu un-
terschiedlichen Prognosen über 
den Temperaturanstieg kom-
men. Unsicherheit kann aber 
auch eine qualitative Aussage 
eines Expertenteams sein.

˘ Verwundbarkeit, Verletzlich-
keit, Vulnerabilität

	 Wie anfällig ein System für 
Schäden durch den Klimawan-
del ist, wird als Verwundbar-
keit, Verletzlichkeit oder Vul-
nerabilität bezeichnet. Die 
Verwundbarkeit hängt von 
verschiedenen Faktoren ab. 
Von außen sind das Art, Aus-
maß und Geschwindigkeit der 
Klimaänderung sowie deren 
Schwankungen. Innere Fakto-
ren sind Empfindlichkeit und 
Anpassungskapazität des jewei-
ligen Systems.
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iNFOrmATiONeN im iNTerNeT

˘ www.bmu.de/42781: Informationen des Bundesumweltministeri-
ums (BMU) zur Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel 
(DAS). Die Strategie finden Sie unter www.bmu.de/42783. 

˘ www.bmu.de/klimaschutz: Information des Bundesumweltministe-
riums zum Klimawandel.

˘ www.uba.de/klimaschutz: Informationen des Umweltbundesamtes 
zum Klimaschutz.

˘ www.anpassung.net: Adresse des Kompetenzzentrums Klimafolgen 
und Anpassung des Umweltbundesamts.

˘  www.bmelv.de/cln_045/nn_1275682/DE/111-Nachhaltigkeit/
Handlungsfeld1Klima.html__nnn=true : Anpassung in der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft an den Klimawandel (Bundesministeri-
um für Ernährung, Verbraucherschutz und Landwirtschaft).

˘ www.bmvbs.de/dokumente/-,302.1063353/Termin/dokument.
htm: Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
informiert über das Forschungsprogramm Wasserstraßen und Klima-
wandel (KLIWAS).

˘ www.bbr.bund.de: Informationen des Bundesamts für Bauwesen 
und Raumordnung. 

˘ www.bmi.bund.de/cln_145/DE/Themen/Sicherheit/Bevoelkerung 
Krisen/Kritis/kritis_node.html: Der Schutz von kritischen Infra-
strukturen wird vom Bundesministerium des Innern erläutert.

˘ www.bmbf.de/de/917.php: Information über Forschungsergebnis-
se zum Klimawandel vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung.

˘ www.glowa.org: Ergebnisse des Forschungsprogramms „Globaler 
Wandel des Wasserkreislaufs“ (GLoWA, Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung).

˘ www.klimzug.de: hier informiert das Bundesministerium für Bil-
dung und Forschung über das Programm „Klimzug“ – Klimawandel 
in Regionen zukunftsfähig gestalten.

˘ www.klimazwei.de: das Programm zu praxisorientierten hand-
lungsstrategien zur Anpassung an den Klimawandel „klimazwei – 
Forschung für den Klimaschutz und Schutz vor Klimawirkungen“  
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. 

http://www.bmu.de/42781
http://www.bmu.de/42783
http://www.bmu.de/klimaschutz
http://www.uba.de/klimaschutz
http://www.anpassung.net
http://www.bmelv.de/cln_045/nn_1275682/DE/111-Nachhaltigkeit/Handlungsfeld1Klima.html__nnn=true
http://www.bmvbs.de/dokumente/-,302.1066756/Artikel/dokument.htm
http://www.bbr.bund.de
http://www.bmi.bund.de/cln_145/DE/Themen/Sicherheit/BevoelkerungKrisen/Kritis/kritis_node.html
http://www.bmbf.de/de/917.php
http://www.glowa.org
http://www.klimzug.de
http://www.klimazwei.de
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˘ www.wbgu.de/wbgu_jg2007.html: Der Wissenschaftliche Beirat 
der Bundesregierung „Globale Umweltveränderungen“ erfasst die 
Wechselwirkung zwischen Sicherheitskonflikten und Klimawandel.

˘ www.bundesregierung.de/Content/DE/__Anlagen/2008/05/2008-
05-08-fortschrittsbericht-2008,property=publicationFile.pdf: Fort-
schrittsbericht der Bundesregierung zur Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie.

˘ www.gtz.de/de/dokumente/de-klima-anpassung-info.pdf: Die 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit erklärt Gründe und Fol-
gen des Klimawandels und bietet verschiedene handlungsoptionen 
zur Anpassung.

	

˘ www.dwd.de: Information des Deutschen Wetterdiensts zu Klima 
und Klimawandel.

˘ www.klimabuero.de, www.norddeutsches-klimabuero.de, 
www.sueddeutsches-klimabuero.de, www.ufz.de/index.
php?de=17016, www.klimabuero-polarmeer.de: Die regionalen 
Klimabüros der helmholtz-Gemeinschaft bieten Information zu Kli-
mamodellierung, klimatischen Auswirkungen des Klimawandels und 
zu Extremereignissen.

˘ www.ufz.de/index.php?de=16028: Das helmholtz-Zentrum für Um-
weltforschung erforscht die komplexen Wechselwirkungen zwischen 
Mensch und Umwelt in Bezug auf den Klimawandel. Unter  
www.ufz.de/index.php?de=16735 finden Sie die Dokumentation  
des Forschungssymposiums zur Deutschen Anpassungsstrategie.

˘ http://ec.europa.eu/environment/climat/home_en.htm: 
Information der Europäischen Union (EU) zum Klimawandel.

˘ http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/site/en/com/2007/
com2007_0354en01.pdf: Grünbuch der EU zu Anpassung an den 
Klimawandel.

˘ www.eea.europa.eu/de/themes/climate: Adresse der Europäischen 
Umweltagentur, Schwerpunkt Klima.

˘ www.each-for.eu/index.php?module=main: Das Programm 
EACh-FoR der Europäischen Kommission studiert den Bezug  
zwischen Migration und Klimawandel.

	

˘ www.ipcc.ch: Intergovernmental Panel on Climate Change.

http://www.wbgu.de/wbgu_jg2007.html
http://www.bundesregierung.de/Content/DE/__Anlagen/2008/05/2008-05-08-fortschrittsbericht-2008,property=publicationFile.pdf
http://www.gtz.de/de/dokumente/de-klima-anpassung-info.pdf
http://www.dwd.de
http://www.klimabuero.de
http://www.norddeutsches-klimabuero.de
http://www.sueddeutsches-klimabuero.de
http://www.ufz.de/index.php?de=17016
http://www.klimabuero-polarmeer.de
http://www.ufz.de/index.php?de=16028
http://www.ufz.de/index.php?de=16735
http://ec.europa.eu/environment/climat/home_en.htm
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/site/en/com/2007/com2007_0354en01.pdf
http://www.eea.europa.eu/de/themes/climate
http://www.each-for.eu/index.php?module=main
http://www.ipcc.ch
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˘ http://unfccc.int/adaptation/items/4159.php: United Nations Frame-
work Convention on Climate Change, Schwerpunkt Anpassung.

˘ www.who.int: World health organisation (Who) – Weltgesund-
heitsorganisation.

˘ www.wmo.int/pages/index_en.html: World Meteorological organi-
sation (WMo).

Internetseiten der Bundesländer zu Klimaschutz, 
Klimawandel und Anpassung

˘  www.umweltministerkonferenz.de/uploads/Endgueltiges_Ergeb-
nisprotokoll_UMK_d10.pdf: Stellungnahme der Bundesländer zur 
Deutschen Anpassungsstrategie.

Baden-Württenberg
˘ www.lubw.baden-wuerttemberg.de
˘ www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/2908/ 
˘ www.kliwa.de 

Bayern
˘ www.klima.bayern.de
˘ www.kliwa.de 

Brandenburg
˘ www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107283 
˘ www.mluv.brandenburg.de/info/mk_klimaschutz  

Berlin
˘ www.berlin.de/sen/umwelt/klimaschutz  

Bremen
˘ www.umwelt.bremen.de/klimaschutz

Hamburg
˘ www.hamburg.de/klimawandel/
˘ www.klima.hamburg.de/index.php?id=214
˘ http://klimzug-nord.de/cms

Hessen
˘ www.hmulv.hessen.de/irj/HMULV_Internet?cid=5ec6add988184f5

5cc1af07c8e8b96bd
˘ www.hlug.de/klimawandel/inklim/index.htm
˘ www.hmulv.hessen.de/irj/HMULV_Internet?cid=dd16dc747146791

9427f8c8c0e227d75
˘ www.klimzug-nordhessen.de 

http://unfccc.int/adaptation/items/4159.php
http://www.who.int
http://www.wmo.int/pages/index_en.html
http://www.umweltministerkonferenz.de/uploads/Endgueltiges_Ergebnisprotokoll_UMK_d10.pdf
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de
http://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/2908/
http://www.kliwa.de
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http://www.kliwa.de
http://www.mluv.brandenburg.de/cms/detail.php/107283
http://www.mluv.brandenburg.de/info/mk_klimaschutz
http://www.berlin.de/sen/umwelt/klimaschutz
http://www.umwelt.bremen.de/klimaschutz
http://www.hamburg.de/klimawandel/
http://www.klima.hamburg.de/index.php?id=214
http://klimzug-nord.de/cms
http://www.hmulv.hessen.de/irj/HMULV_Internet?cid=5ec6add988184f55cc1af07c8e8b96bd
http://www.hlug.de/klimawandel/inklim/index.htm
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http://www.klimzug-nordhessen.de
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Mecklenburg-Vorpommern
˘ www.wm.mv-regierung.de Y Publikationen Y Nachhaltige 

Entwicklung
˘ www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/

Regierungsportal/de/wm/_Service/Publikationen/index.
jsp?&publikid=1239

	

˘ www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/
Regierungsportal/de/wm/Themen/Energieland_2020/
Fachinformation_Klimaschutz/index.jsp

	
	
˘ http://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=2105

Niedersachsen
˘ www.umwelt.niedersachsen.de/master/C916711_N11286_L20_

D0_I598.html 
˘ www.umwelt.niedersachsen.de/master/C48561565_N11441_L20_

D0_I598.html 

Nordrhein-Westfalen
˘ www.klimawandel.nrw.de

Rheinland-Pfalz
˘ www.klimawandel-rlp.de
˘ www.mufv.rlp.de
˘ www.kliwa.de

Saarland
˘ www.saarland.de/klimaschutz_wandel.htm  

Sachsen
˘ www.klima.sachsen.de

Sachsen-Anhalt
˘ www.mu.sachsen-anhalt.de/start/main.htm
˘ www.mlu.sachsen-anhalt.de

Schleswig-Holstein
˘ www.schleswig-holstein.de/UmweltLandwirtschaft/DE/

ImmissionKlima/06__Klimaschutz/klimaschutz__node.html	

Thüringen 
˘ www.thueringen.de/de/tmlnu

http://www.wm.mv-regierung.de
http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/wm/_Service/Publikationen/index.jsp?&publikid=1239
http://www.regierung-mv.de/cms2/Regierungsportal_prod/Regierungsportal/de/wm/Themen/Energieland_2020/Fachinformation_Klimaschutz/index.jsp
http://service.mvnet.de/_php/download.php?datei_id=2105
http://www.umwelt.niedersachsen.de/master/C916711_N11286_L20_D0_I598.html
http://www.umwelt.niedersachsen.de/master/C48561565_N11441_L20_D0_I598.html
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„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen 
Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen …“

Grundgesetz, Artikel 20 a
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